










































ZIJ/1 EINSCHÄTZIJNfJ IJES NIIMP1ES 
Den Arttut von Lars Hen· 
ninga hilben wir dem Anh8ng zur •tenel· 
mappe fOr die BundeUonter.nz entnom· 
men. 

Mit der Auseinandersetzung um das AKW 
Brokdorf wuchs die Anti-AKW-8ewegung, die 
bis dahin von vielen Einzelinitiativen getragen 
worden war, zu einer bundesweiten sozialen 
Bewegung zusammen. Organisatorisch wurde 
das an der vom AK Brokdorf im Januar 1977 
einberufenen ersten Bundeskonferenz in Wil­
ster konkretisiert, was Im spontanen massen­
haft anschwellenden Kampf gegen die Nacht­
und Nebelaktion an der Untereibe am 
26.1 0. 76 an Widerstandswillen in der west­
deutschen Bevölkerung sich entlud. Regional­
und Landeskonferenzen in Norddeutschland 
waren dem vorausgegangen. 

Inhaltliche Begründung für die Einrichtung 
formaler Entscheidungsgremien war für die 
örtlichen Gluppen ein Problem, das in der 
vorbereitenden Diskussion wieder - wel'ln 
auch nicht so krass - in Gorleben auftauchte: 
die Überfremdung der Trigergruppen des 
örtlichen Widerstands und die 'Gewaltfrage', 
die zumeist völlig abstrakt geführt zum Ideo­
logischen Prüfstein gemacht wurde. Dieser 
Konflikt bestimmte bereits die erste Bundes­
konferenz (vgl. die Stellungnahme der BUU in 
Brokdorf in der FR v. 5.2.77) und war bei der 
damals berühmt-berüchtigten 'Spaltung 
der Doppeldemo Brokdorf/ltzehoe entschei­
dend: 

Die Diffamierungen der gesamten Anti-AKW­
Bewegung und Insbesondere der Brokdorfde­
monstranten vom Februar 1977 durch die 
bürgerliche Propaganda, aber auch Teilen 
des BBU (Wüstentlagen), hatte im gegenüber 
jenen in Brokdorf eher noch konservativeren 
Trägem des Widerstandes in Lüchow-Dan­
nenberg, die auch beim Entscheid für Gorle· 
ben noch keine eingearbeitete BI waren, sei­
ne Wirkung nicht verfehlt Zur ersten gröBe­
ren Besprechung über den Widerstand gegen 
die Entscheidung der Landesregierung Nie­
dersachsen, die nach der spontanen Autode­
mo stattfand, wurden fremde Teilnehmer nur 
nach Gesichtskontrolle zugelassen. Dort wur­
de der StartschuB zur ersten GroBdemo in 
Gorleben am 12 .. 3.77 gegeben, die bekannt· 
lieh außerordentlich ruhig verlief, zwar bei ge­
ringer örtlicher Beteiligung, aber doch untf'r 
deutlich zur Schau gestellter Zustimmung vie· 
ler Anwohner. 

Die Lehren, die die BI Lüchow·Oannenberg -
vielfach auch zugereiste 'Emigranten' - aus 
den Konflikten um Brokdorf zog, schienen 
sehr vernünftig, weil mit verschiedenen Maß­
nahmen ein Aufeinanderzubewegen unter· 
stützt wurde. z.B. mit dem Ausbau des bei 
der ersten GroBdemo begonnenen Spielplat­
zes, der Bäumepflanzaktion usw. 

Einerseits entwickelte sich Im Landkreis der· 
art abgesichert ein be,achtenswerter Wider· 
stand der örtlichen Bevölkerung, z.B. bei der 
Besetzung der eigenen Genossenschaft, als 
dort Bohrfahrzeuge abgestellt wurden, die 
auch mit einer vernünftigen Zielsetzung - kei· 
ne Gastrechte für die Setreiberseite auf dem 
Gelände unserer Genqssenschaft - zum 
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Erfolg geführt wurde. statt sie an uneffüllbare 
Forderungen - z.B. Weg mit dem Atompro· 
gramm, oder zumindest die Zusicherung zu 
verlangen, daß in Gorleben keine WAA ge­
baut werde- zu binden, wie es zum Teil von 
auswärts gefordert worden .war. Andererseits 
hatte sich.für die Blockadeaktionen auch ein 
ganz guter Ansatz' der Zusammenarbeit mit 
Ortsfremden entwickelt Ein LernprozeB, der 
durch die groBe Hannover-Demo, bei der die 
eigene Profilierung der BI in ihrem Landkreis 
eine wichtige Rolle bei dem Treck spielte, ei· 
nen bedeutenden höhepunKt fand. 

f'ber 'schon bei der Bundeskonferenz ln 
Braunschwe.ig im Februar 1979 hatten Vertre­
ter/innen der BI Lü.-Da. Schwierigkeiten da­
mit, anderen Strömungen ihren oft als prinzi­
piell verstandenen Widerstand gegen eine 
neue GroBdemo bei einem Baubeginn zu 
erläutern. Selbst be.i Vertretern der BUU 
Brokdorf, die seit der Auseinandersetzung 
dort stets den örtlichen Trägern des Wider· 
standes besondere Rechte einräumen woll­
ten, stieß diese Haltung auf Kritik. ln einem 
Rundschreiben des AK Brokdorf hieB es da­
zu: 

.,Andererseits ist sicher richtig, daß es Regie· 
rung und Industrie gelungen ist, vor Ort eine 
gewisse Skepsis vor solchen Aktionen zu 
erzeugen. Wer wüßte das besser als wir in 
Brokdorf. Gerade darum sind wir aber für sol­
che Demos - gerade Im Moment in Gorleben 
und bei einem Weiterbau in Brokdorf auch 
dort. Wie anders soll Skepsis abgebaut wer­
den, wenn nicht durch gute Erfahrung." 

Und bei der auf die Braunschweiger BK fol­
genden Diskussion einer solchen Demo ln 
Gorleben wurde insbesondere auch die Rolle 
einer örtlichen BI dahingehend bestimmt. sol· 
che Skepsis in der örtlichen Bevölkerung 
abzubauen. Sie müsse in belde Richtungen 
als Vermittler der unterschiedlichen Strömun­
gen auftreten und dürfe nicht einseitig 

gegenüber solchen Bedenken abwiegeln. 
Denn nur in der konstruktiven Kombination 
beider Teile der Bewegung lieBe sich Wider­
stand in dieser Dimension gesellschaftspolili· 
scher Bedeutung dynamisch eskalieren. Ge­
gen solche Vorstellungen hat sich die BI Lü.­
Da. unseres Wissens auch nie prinzipiell ge­
stellt. 

Im konkreten waren die Vertreterlinnen der 
BI dann aber mit. zwei extremen Strömungen 
der Anti·AKW-Bewegung konfrontiert: einer­
seits hatten sich in den Freundeskreisen zu 
Gorleben besonders jene Gruppen zusam· 
mengefunden, die Gewaltfreiheit dogmatisie· 
ren (u.a. Graswurzel); sie stellten später bei 
den 'Trebei·Treffen' zumeist die Mehrheil 
Andererseits hatten die Autonomen ( u.a AK 
pol. Ökologie Hamburg) sich für etliche Aktio· 
nen gegen die Probebohrungen dort einge­
richtet. Wie schon in Brokdorf führten sie da· 
bei manche Diskussion mit ihrer komoromiB­
Iosen Forderung nach Freizügigkeit für jede 
Form 'praktischer' Aktion ins absurde und 
verstärkten dabei für manchen emeut die 
Furcht vor unkontrollierter Gewalt Das mag 
dazu beigetragen haben, da8 bei der Demo 
gegen die Einrichtung der ersten Tlefbohrstel· 
le sehon das völlig harmlose Umstürzen eines 
slv auf die eigene Anerkennung durch die 
weise die Wagenburg aus VW-Bussen anzu­
stecken - zum etwas panischen Abbrechen 
der Kundgebung durch die BI führte. Jeden­
falls stützt dieses Ereignis die Annahme, die 
BI LO.-Da. ist Im eigenen Bereich gar zu Inten­
siv auf die eigene Anerkennung durch die 
BOrger orientiert und kämpft nicht genug um 
die Durchsatzung eines nationalen Konzepts 
der Verhinderung der WAA, was durchaus 
auch zu Konflikten mit Teilen des örtlichen 
Widerstands führen könnte. 
Hier wird wohl die entscheidende Begrün· 
dung dafür liegen, daß die hervorragende 
Aktion mit der Besetzung des Bohrlochs 
1 004 durch die Freie Republik Wendland 
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bei der Räumung zumindest ·etn groBes Frage­
zeichen in den Raum stellte: Wo war die ör:t· 
liehe Bevölkerung, wo der Anteil der Landwir­
te, die in Hannover noch so grandlos aufge­
treten waren? Gewiss, es waren etliche, zumeist 
junge Leute der ländlichen Bevölkerung auf 
dem Platz, zwei bekannte Persönlichkeiten von 
dort hielten kurze Beiträge, während wir auf 
die Räumung warteten. Einige von Ihnen hatten 
sich also an der Republik selbst beteiligt Aber 
durfte das das Zlel der Demonstration der Ge­
meinsamkeit von örtlichem Widerstand und 
nationaler Anti-AKW-Bewegung bleiben? 
Ganz sicher 
nichtZumindest hätte man den Aufmarsch 
der Polizei , wenn schon nicht behindern, so 
doch demonstrativ beobachten müssen. Oie 
Demonstranten des Landkreises nach Hanno­
ver mit einer Vielzahl von Schleppern hätten 
zumindest statt Gruhls auf dem Feldhermhü· 
gel s~ehen müs&en und um die Polizei herum. 
Sie - nicht die Presseleute - hätten uns da­
durch unterstützen müssen, da8 sie zumin· 
dest den Bullen auf die Anger schauten. Oa8 
natürlich ln einer solchen Situation hätte ver­
sucht werden müssen, auch von au8eiT die 
Räumung zu verhindern, braucht aber jetzt 
nicht weiter ausQeführt zu werden. 

Trotz vöUig anderer Vorbereitung als z.B. da· 
ma1s in Brokdorf kam also am Ende nichts ande­
res heraus: Überfremdung der Aktion, wenn sie 
in Gorleben von der Bevölkerung auch ganz 
anders empfunden worden sein mag. Was das 
eigentliche Ziel sein mu8 - akzeptiert mansch, 
da8 die völlige Lösung des Problems nicht 
anstand, den örtlichen Widerstand in der Aktion 
selbst. ln der Erfahrung mit direkter Auseinan­
dersetzung zu entwickeln, wurde kaum aktuall­
slert. Offensichtlich haben die meisten der in 
Ulchow-Dannenberg zum Widerstand bereiten 
Menschen, die Platzbesetzung n~ht als ihre 
angesehen.So blieb es eine recht gute Wer­
beveranstaltung. ~r kein Kampf wurde aus­
getragen. ~nd auf dieser Ebene haben jene 
recht, die jetzt von Reslgnati9n sprechen. Bei 

diesem Schaukampf blieb der Favorit auf der 
Strecke. 

Dabei geht es bei diesen Feststellungen keines­
wegs darum, als Alternatlve den militanten 
Kampf zu propagieren und rückwärts von hin­
ten ins Auge zu treffen, wie die Autonomen, die 
jetzt ~gen: Haben wir gleich gewußt. Wir kriti­
sieren an dieser konkreten Auseinanderset­
zung nicht das ganze Konzept, das von einer 
nicht-militanten Aktion ausging. Oie Platzräu­
mung von 1004 hat aber gezeigt, da8 eine zu 
abstrakt geführte Debatte um 'Gewaltfreiheit' 
ähnliche Auswirkungen hat, wie die von 'Mill· 
tanz'. Beide sind statisch und lassen einerdyna­
mischen Anpassung an eine konkrete Situation 
keinen Spielraum mehr. Insbesondere die Ein­
führungskur~ am Abend vor der Räumung 

_ mit einer völlig defensiven Einstellung 
der Anreisenden (..wenn die grob werden, hö· 
ren. wlr.sofort auf') vermittelten den Eindruck. 
bei dem ganzen Tun handele es sich um ein 
'Gewaltfrelensemlnar' - die kommende Nie­
cterlage wurde vorw19 vermittelt. 

Wir kritisieren das Konzept der BI Lüchow-Dan· 
nenberg auf deren eigener Grundlage, die ge· 
rneinsame Aktion von örtlicher und ortsfremder 
Bevölkerung zu entwickeln. Es geht nicht um 
die Grundsatzfrage - das wäre eine ande.re De­
batte, ob womöglich demonstrativ gro8e Knüp· 
pel geschwungen worden wären. Es wurde 
nicht (um es mit Manc zu sagen) von den wirkli­
chen Individuen, ihrer Aktion und ihren material· 
len Lebensbedingungen 
gungen ausgegangen, von denen wir in erster 
Unie den Widerstand vor Ort erhofft hatten. 
Der ländlichen Bevölkerung, die. überwiegend 
körperlicfl arbeitet. kann sicher ebensowenig 
relativ spontan wie Arbeiter oder z.B. auch 
den wirksam gegen Umweltzerstörung kämp­
fenden Elbfischern, ein mlttelschichtstypi­
sches-Konfliktsystem vermittelt werden, wie 
es die abstrakt begründete Gewaltfreiheit 
darstellt. Gewaltfreiheit im 'natürlichen' Sinn, 

wie der Begriff l!l den Brokdorfer Auseinan· 
dersetzungen noch verwandt wurde, Ist für 
die Aktion solcher Leute erst einmal ganz 
selbstverständlich, die im Leben gelernt ha­
ben, daS es vor allem ihre Energie und Kraft 
ist, auf die es ankommt Aber das bedeutet 
doch gerade, anzuerkennen, wie hilflos man 
sie machen würde, wenn sie gerade in ent­
scheidenden Konflikten - und zumal in von 
ihnen selbst zu Recht als Notwehrsituation 
empfundenen - darauf verzichten und statt­
dessen zu gerade einstudierten Verhaltens­
welsen greifen sollen. in. Wyhl, wo z.B. ein von 
Polizei besetzter Platz von den Leuten wieder 
geräumt worden ist (so ganz dogmatisch ge­
waltfrei?), in deri entsprechenden französi­
schen Konfliktgebieten. aber jüngst auch bei 
den Elbfischern, konnte das doch deutlich 
beobachtet werden. Als z.B. in Brunsbüttel 
die Ascher ein AbwasseiTohr von Bayer 
öffneten, und ein zuvor noch ganz jovial klö· 
neoder Polzlst das handgreiflich verhindern 
wollte, wurde er flugs mi einem heftigen StoB 
zur Ruhe gebracht. was die Entschiedenheit 
durchaus förderte, ohne Wasserproben nicht 
wegzugehen. ln Gorleben hat eine Frau von 
einem Vorfall erzählt, bei dem sie von einem 
Polizisten übel beschimpft worden Ist, so daS 
Ihr Mann wütend auf die losgehen wollte. Er 
wurde aber 'zur Vernunft' gebracht und dann 
ob dieser Demütigung weinend weggeführt 
Vielleicht hätte es seine Kampfkraft eher ge­
stärkt, wenn er mal kräftig zugelangt hätte, 
obwohl er dabei mehr eingesteckt als ausge­
teilt hätte. Menschen dieser Art. die seit Jahr­
hunderten ihre Heimat mit harter Arbeit kulti­
viert und erhalten haben, legen sieh ange· 
sichts einer jugendlichen Knüppelgarde doch 
nicht auf den Rücken und warten auf das 
Wegtragen. 

Es .gibt ~ber eine zweite Unie der Kritik am 
~lauf der Platzrlumung: die an der Nachbe· 
reitung. Der hohe Werbeeffekt der Aktion 1st 
unbestritten-- nur verpuffte, was an öffentli­
cher Meinung dab;el mobilisiert worden·war 
völlig, abgesehen von einigen Botschaften. 
Ganz Im genannten Sinne, Widerstand ln der 
Aktion zu entwickeln, gesellschaftliche Dyna­
mik planvoll auf den Punkt zu bringen, bleibt 
völlig unverstlndllch, warum nicht unmittelbar 
versucht wurde, die bei der Räumung fehlen· 
de Präsenz der örtlichen Wlderstlndler nach­
zuholen, warwm nicht Aktionen ähnlich der 
schon früher dort gemachten aus Protest 
über die Räumung im Landkreis durchgeführt 
worden sind. Und vor allem: nach dieser ge­
waltsamen Räumung hätt.e zu einer bundes· 
wetten Demo aufgerufen werden müssen, 
wenn nicht auf dem Platz - das hätte man au· 
sprobleren müssen • so do;eh so dicht dran 
wie nur möglich. Erst das Versanden ohne 
weiteres hat Resignation aufkommen lassen. 
Hat denn die unglaublich brutale Rä.umung 
des besetzten Bauplatzes ln Brokdorf 1976 
Resignation aufkommen lassen? Nein, es wur· 
de im Artschluß daran eine bis dahin unge­
kannte Masse von Leuten dorthin mobilisiert, 
·die zum Teil unendlich lange Wege ~laufen 
sind, um dorthin zu gelangen. 

Lara Hennlnp, IIW KNmpe 
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Schleichende Kriminalisierung 
Einzelne Teilnehmer der Demonstration gegen 
das AKW in Grohnde vom März 1977 sitzen 
immer noch im Knast (und geraten immer mehr 
in Vergessenheit). Ihre Prozesse damals wie 
auch die gerichtlichen Auseinandersetzungen 

··um die Zahlungsbefehle (Brokdorf + Grohnde 
Anti-Atom-Dörfer, Grohnde-Demo) fanden viel 
Beachtung in der Anti-AKW- und sonstigen 
Öffentlichkeit. 
Ganz anders verhält es sich jedoch mit vielen 
• kleineren" Repressionsmechanismen, beson­
ders beim Versammlungs- und Demonstra­
tionsrecht das durch Auflagen immer mehr ein­
geschränkt wird. Dies bietet die Basis für eine 
schleichende Kriminalisierung: 
- So wurde in Münster ein Versammlungsleiter 
verurteilt, weil er nicht dafür gesorgt hatte, daß 
die Demoteilnehmer in 4er Reihen marschier­
ten. 

-ln Koblenz klagte man einen Demoleiter an, er 
hätte nicht dafür gesorgt, daß sich die .Ver­
sammlungsteilnehmer nicht durch Masken 

oder ähnliche Maßnahmen unkenntlich" 
machten. Außerdem sollte er die Personalien 
(Geburtsort etc.) aller eingesetzten Ordner an 
die Polizei übergeben. 

- ln Lingen wurde verfügt, daß zwischen jeweils 
1 000 Demonstranten, die im Block zu mar­
schieren hätten, ein Polizeifahrzeug fahren 
müßte. 

- Für einen Teilnehmer einer Blockade in Lü­
chow-Dannenberg forderte die Staatsanwalt­
schaft 2 Monate Knast und drei Jahre Bewäh­
rung; in Oldenburg forderte sie 9 Monate ohne 
Bewährung für einen AKW-Gegner, der sich an 
einer Gleisbesetzung beteiligt hatte. 

- ln Würzburg stellte das Verwaltungsgericht 
jetzt fest, daß die Polizei die Weiterreise von 
Demonstranten zum Zielort unterbinden darf 
(am Beispiel der Brokdorf und Kaikardemos 
1977); diese waren damals in einem extra 

• Auffanglager" zusammengepfercht und fest­
gehalten worden. 

Vorfälle solcher Art gehören scheinbar schon 
zur Tagesordnung; eine breite Auseinanderset­
zung über sie findet immer weniger statt. Ge­
wöhnen wir uns langsam aber sicher an solche 
Formen von Kriminalisierung, so daß wir uns gar 
nicht mehr darüber aufregen? 

Die ProzeBgruppe des Arbeitskreises 
Umweltschutz Münster will die Tendenzen 
und Zusammenhänge dieser schleichenden 

Acht Monate Knast? 
an Lastwagen mit Kranteilen, die fürs AKW 
Grohnde bestimmt waren, wurde zu Zeiten 
des Anti Atom Dorfs Juni bis Aug. 77_ei­
nes Tages in aller Früh gestoppt und abgela­
den. D~i wurden Teile, die als wesentlich 
erkannt wurden auch kaputtgemacht _ 
Einem der angeblich dabei Beteiligten,. Gerd 
K., wurde 1978 in Hameln der Prozeß ge­
macht. Er bekam damals.acht Monate ohne 
Bewährung! Jetzt geht die Berufungsver­
handlung vor dem Landgericht in Hannover 
los. Wir können zu einer regen Beteiligung. 
leider nicht aufrufen, weil unser Drucktermin 
genau in dieser Woche liegt, in der der Pro­
zeß stattfinden soll. Wir wünschen Gerd von 
hier Freiheit und Glück und werden im näch­
sten Atom Express über die Verhandlung be­
richten. 

Kriminalisierung überregional verdeutlichen, 
um auch den Widerstand dagegen zu erleich­
tern (z.B. ProzeBführung, konstruktiver WI­
derstand). 
Bitte schickt uns Materlal .. n, ProzeBberlchte 
über die Situation und Vorfälle ln euren Städ­
ten! Wir wollen 818 sammeln und eventuell ei­
ne Broschüre dazu herausgeben. 
Kontaktadrasse: Mlcky Lohmann, Uphoven 
10, 4405 Nottuln • 

Erklärung von Festgenommenen 
des 6. Mai in Bremen 

Am 6. Mai fand in Bremen im Weserstadion eine öffentliche Rekrutenvereidigung statt. 
Seit 25 Jahren ist die BRD in der Nato. 
Seit 25 Jahren gibt es die Bundeswehr. 
Solange wir denken können, herrscht Krieg in der Welt. 
Krieg in Vietnam, Krieg im Iran, Krieg in EI Salvador 
-aber auch 

Krieg gegen unsere Lebensinteressen, direkt vor unserer Haustür: Umweltverschmutzung, Ener­
gieverschwendung, Zerstörung von Wohnraum. 

· Wir leben mit dem Krieg und im Krieg _ 
Anfang des Jahres 1980 rückteangesichtsder mißglückten Geiselbefreiung in Iran der dritte Welt­
krieg, in dem es um die Sicherung 'unserer' Rohstoffe und Absatzmärkte geht, immer näher. Unter 
dem Deckmantel der 'Friedenssicherung' laufen die Vorbereitungen zum nächsten Weltkrieg auf 
Hochtouren. Wir wissen, was Nato und Bundeswehr unter 'Friedenssicherung' verstehen: Die Nato 
ist ein Bündnis, das über die Rohstoffländer herfallen wird, sobald diese nicht mehr so spuren, wie 
die Industrieländer- vor allem USA und BRD - das wollen. Aber solche Kriege können sie nur füh­
ren, wenn sie Ruhe im Hinter,land haben. Diese nötige Ruhe wollen Wir ihnen vermasseln. 

WIR wollen kelrie KRIEGE 
Offentliehe VereidigUngen sollen die Bevölkerung auf militärische Auseinantlersetzungen einstim­
men. Wir können Kriege aber nur verhindern, wenn wir auch schon die Propaganda dafür verhin­
dern. 
So haben wir eine Demonstration zum Weserstadion gemacht. an der ungefähr 12.000 Menschen 
teilgenommen haben. Wir wollten unserem Protest gegen die Kriegshetze Ausdruck verleihen und 
das ganze Militärspektakel, wenn möglich, verhindern. 
So sind Leute ins Weserstadion gegangen und haben dort durch Krach versucht, die Schau zu 
übertönen. So wurden Bundeswehrfahrzeuge zerstört und die Bürgerkriegsarmee der Polizei mit 
Steinen auf Abstand gehalten. Das war die klare Antwort der Demonstranten auf Kriegstreiberei. 
Diese Art des Protestes und der Gegenwehr halten wir für richtig und gerechtfertigt, unabhängig 
davon, wie wir uns selber verhalten haben . 
Die Reaktion des Staats darauf war die härteste, die wir je nach einer Demonstration erlebt haben. 
Es gab zig Hausdurchsuchungen, gegen 52 Menschen wird nach unserem Wissen namentlich 
ermittelt. Es wird etliche harte Prozesse geben. 

Für diese Reaktion des Staates gibt es viele Gründe: 
1. Die Ruhe im Land muß wieder hergestellt werden, die durch diesen massiven Protest gegen die 
Nato-Huldigung empfindßch gestört worden ist. Gäbe es bei uns eine konsequente Bewegung ge­
gen Nato und Krieg, so wäre eine Beteiligung der BRD an Kriegen in Rohstoffländern zumindest 
sehr erschwert. Daß die Nato g~rade für solche Kriege da ist, hat sich wieder an der Beteiligung an 
dem faschistischen Putsch in der Türkei gezeigt. Dieser war notwendig, weil die Situation in dieser 
Region durch die islamische Revolution in Iran und auch durch die Zustände in der Türkei selbst für 
die westlichen Industrieländer unsicher geworden war. 
2. Um die nötige Ruhe zu haben, muß jede Art von Widerstand ausgeschaltet werden. Dazu gibt es 
zwei grundsätzliche Möglichkeiten: Entweder er wird integriert oder er wird zeschlagen. Wider­
stand, wie der am 6. Mai, kann nicht integriert, sondern nur zerschlagen werden. So versuchen sie, 
die gesamte Linke durch Knüppel, Prozesse und Knast zu zerschlagen. 
3. Da die Wahlen vor der Tür standen, mußte die SPD diese Schlappe wieder gut machen, indem sie 
sich erneut als 'starke' Partei profilil!lrte. 
4. Hinzu kommt die besondere innenpolitische Situation in Bremen: Hier gibt es Krach innerhalb 
der SPD in der Frage der 'harten' und der 'weichen' Linie. So hat der Poliziepräsident Diekmann ein 
Papier herausgegeben, in dem seine Strategie klar wird, mit der er ,.bis Frühjahr·1981 in Bremen 
aufgeräumt" haben will (Zitat Diekmann). Die SPD hat den 6. Mai zum Anlaß genommen, die Harte 
Linie gegeri den Widerstand in Bremen durchzusetzen. 

So werden jetzt einige von uns stellvertretend für alle vor Gericht gestellt und verurteilt werden. Sie 
hoffen, daß alle anderen sich dadurch einschüchtern lassen und jeder Widerstand gegen ihre men­
schenverachtende Politik aufhört. Damit haben sie sich aber verrechnet. 

Unsere Demonstration vom 6.Mai war logische Konsequenz aus unserer Betroffenheit 
WIR lassen uns nicht kleinkriegen. WIR WOLLEN LEBEN! 

Deshalb wehren wir uns weiter gegen Kriegshetze, Unterdrückung, gegen Ausbeutung 
und die Zerstörung unserer Umwelt. 
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Angriff auf die 
Pressefreiheit 

l.n Frankfurt sollte am S.Januar der bekann· 
te Pressefotograf Günter Z.int vor Gericht 
stehen. Angezeigt wurde er von Grenz­
achutzbeamten, dJe."ihr Recht am eigenen 
Bild" vertetzt sehen. Doch anscheinend 
geht es nicht nur um "Persönllchkeitsrech· 
te" sondern weit mehr: 

Presseerklärung vom 12.12.80 

.Am 5.1.80 findet ( ... ) ein Prozeß gegen unse­
ren Berufskollegen Günter Zint statt. Anfang 
1980 wurde er von fünf Grenzschutzbeamten 
angezeigt, da er durch die Veröffentlichung 
ihrer Personen in dem Buch «Gegen den 
Atomstaat» .ihr Recht am eigenen Bild" laut 
§§ 22,23 KUG(Kunsturheberschutzgesetz) 
verletzt habe. 
Bei den beanstandeten Fotos handelt es sich 
teilweise um Gruppenaufnahmen mit mehr 
als 50 dargestellten Personen. ln einem der 
angezeigten Fälle hat die Staatsanwaltschaft 
Frankfurt/Main die Anklage erhoben. Man hat 
aufgrund der Anzeige des Leiters der Film· 
und Fotodokumentengruppe das Strafverfah­
ren eingeleitet und will nun am 5.1.80 klären, 
ob sein Recht am eigenen Bild in Uniform mit 
zwei aus Steuermitteln bezahlten Kameras 
vor der Brust laut §§ 22,23 KUG schützens­
wert ist. 
Der Prozeß ist für alle in der Bundesrepublik 
arbeitenden Pressefotografen von großer Be· 
deutung. Der Ausgang dieses Prozesses wird 
mit darüber entscheiden, wie riskant es künf· 
tig ist, eine Kamera während eines Auftretens 
der Staatsgewalt zu besitzen. 
Die Interessengemeinschaft Hamburger Pres­
sefotografen bittet alle Journalistenkollegen, 
den Prozeßverlauf wegen seiner grundsätzli· 
chen Bedeutung genau zu beobachten. 
( ... ) die Interessengemeinschaft Hamburger 
Pressefotografen. • 

Das Interessante an diesem Fall ist die Tatsa· 
ehe, daß alle Anzeigen fast wortgleich in der 
Formulierung und derart juristisch ausgefeilt 
eingereicht wurden, wozu wohl kaum ein 
.normaler" Beamter in der Lage sein dürfte. 
Angeklagt wird Günter Zint nich nur wegen 
der genannten §§, sondern die betreffenden 
Beamten haben auchgleich einen "Bereiche· 
rungsanspruch" - sprich Geld - angemeldet. 
Außerdem wurde beantragt, nicht nur die 
Druckvorlagen. sondern auch gleich die • Vor· 
richtungen zur Herstellung des Buches• zu 
vernichten!?! 
Am 5.1.80 fand aenn auch im Gerichtsgebäu­
de B, Raum 156, in Frankfurt um 14.00 Uhr 
der Prozeß statt. D.H. zunächst wurde ohne 
Begründung eine junge Richterin (vermutlich 
ohne viel Erfahrung) gegen einen «alten Ha­
senJausgetauscht. Das zweite, was noch ge­
schah, war, daß einer der entsprechenden 
Beamten für die nächste Sitzung am 12.1. 
vorgeladen wurde. Dies hatte man bisher für 
nicht notwendig gehalten, da den Beamten 
die Strapazen einer so langen Reise nicht zu­
zumuten sei. Sollte ein näheres Befragen der 
Beamten von vornherein ausgeschlossen 
sein? 
Der erste Prozeßtag wurde verständlicherwei· 
se von vielen Leuten bes. auch der Presse 
besucht. Wir berichten im nächsten Atom Ex­
press über das zu erwartende Urteil!! 
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Foto: GUnter Zint im Gerichtssaal, vor ihm eines der beanstandeten Fotos 

aus: oc1984", Zeitung der BUU-Giückatadt und der "Bewegung WeiBe Rose• 

Der Stein des Anstoßes 
Im November fand vor dem Amtsgericht Harnburg eine sogenannte Gerichtsverhandlung ge­
gen Wolfgang statt. Wolfgang aus Glückstadt 
Ihm wurde vorgeworfen, am 1.Mai '80 bei einer Demo vor dem HEW·Zentrum (Hamburger·E· 
Werke) 
einen Stein aufgehoben zu haben. 
Dreißig Zuhörer aus den Bürgerinitiativen Glückstadt. Harnburg und ltzehoe waren angereist, 
um in den Saal zu kommen. Die Wärter ließen nur 20 rein, obwohl noch zwei lange Bänke Im 
Saat leer waren. 
Im Gerichtsprotokoll steht: 

.,Die Vorsitzende ermahnt die Zuhörer erneut zur Ruhe. Ein jüngerer Mann reißt die 
Tür zum Verhandlungsraum auf, stürtzt in den Saal und ruft: 'Ich will hier rein!' 
Er wird von zwei Wachtmeistern aus dem Saal gedrängt. ·Der Zuhörerraum ist be­
setzt." 

ln den Akten steht eine für menschliche Empfindungen unmenschliche Sprache: 
"Unter Nr. BN 8221 v. 1.5.80 als Zusatzbericht zur 1 K-ü177/80 hat ein ziviler Auf· 
klärungstrupp der FD 91 einen 10 X 10 cm großen Stein entdeckt. Näheres soll ste­
hen in A.· u. A. Buch Nr. 919/80 qes PR 12. Es wird von Beamten der FD 914 und 
der FD 724 berichtet. Wolfgang wird als 'Ding' bezeichnet und von der FD 7 entlas­
sen. Als Zeugen nennen sie: Claassen. PHW, FD 914, Schimmelpfennig, PHW, FD 
914 Zimmermann, POM, FD 913, Prüs, PHW, FD 913 und Köster, POK, FD 913. 
Als Verteiler wird aufgelistet: FD 724, FD 133/E, PD 133/ A. PR 12,PD Mitte und 
LOB. 
Unterzeichner Ist Schimmelpfennig PM-2522-FD914· 
Unterstempelt von FD 7 am 2.5.80 .?.: .. ~: ....... . 
BääääääääääääääääääääääääääääAAAAAAAAhhhhhhhhhhhhhhhhHHHHHHH! 

Dann fand noch so eine komische Verhandlung statt: 

Die Polizeizeugen behaupteten extrem versch~edene S~chen. Zuerst sagte der eine, 
er habe den Stein so gesehen, daß Wolfga~~ thn ~or S!ch ~alt.end trug und ohne . 
sich umzudrehen an der Polizeikette vorbetgmg. Dteser Poh~et~euge hatte auch et· 
nen Bruder, der das auch bestätigen könne. Ein,. anderer Pohzet~eu~e wollte gese­
hen haben daß Wolfgang den Stein auf dem Rucken trug und stc.h tmmer umse· 
hend an d~r Polizeikette vorbeibewegte. Schließlich vermuteten ste n~r noch, Daß 
Wolfgang einen Stein unter der Jacke hatte, und zum Schluß stellte steh heraus, 
daß Wolfgang überhaupt keinen Stein hatte. . . 
Aber dann wurde ihm ja noch vorgeworfen, daß er bet der Festnahme steh gewehrt 
habe. Er wurde festgenommen, weil er einen Stein haben sollte. 

Allen Zuhörern wurde die schreckliche Kulisse des Staatsapparates klar. wo ganz hinterhältig 
Spitzel sich «Ziviler Aufklärungstrupp" nennen und blind Anklagen konstruieren ohne jeden 
vernünftigen Beweis. 
(Unerwähnt sollte auch nicht bleiben, daß dennoch viele unter uns die Gerichte und den gan­
zen Apparat akzeptieren und Demutsbezeugungen leisten - z.B. meinen. man müsse vor Ge· 
richt die Anti·AKW·Piakette abnehmen - weil es den Richter gnädiger stimmen könne. Der 
Staat existiert nur in uns selbst.) 
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Duisburg nach Gorleben-Räumung 
Am 4.6.80 besetzten Duisburger AKW-Gegner 
den seit 20 Jahren leerstehenden Bunker am 
Johannismarkt (Marxloh), um damit gegen die 
Räumung in Gorleben zu protestieren. Die 
Besetzung sollte ·zunächst eine Woche 
dauern. ln dieser Zeit wurde die Bevölkerung 
durch Informationsveranstaltungen auf die 
Gefahren der Atomenergie aufmerksam ge­
macht. 
Doch der Bunker entwickelte sich zum Treff­
punkt. Es bildeten sich Gruppen, die überleg­
ten, wie der Bunker sinnvoll zu nutzen ist: 
Proberäume, Frauengruppe, Straßencafe, Ju­
gendtreff ua. Viele Jugendliche sahen durch 
die Besetzung des Bunkers die Möglichkeit, 
endlich einmal ihre Interessen selber in die 
Hand zu nehmen ... 
Doch die E-Werke drehte uns nach 5 Tagen 
den Strom ab, ... die Polizei fotografierte und 
bespitzelte die Besetzer, ... und die Stadt rea­
gierte ausschließlich mit Ablehnung und Räu­
mungsdrohungen auf unsere Forderungen, 
den Bunker in ein unabhängiges lind selbst­
verwaltetes Stadtteilzentrum auszubauen. 
Ohne die nötigen Gelder für den Umbau, sa­
hen wir uns letztendlich gezwungen die Be­
setzung nach 10 Tagen abzubrechen. 
Soweit original aus dem Duisburger Anti­
AKW-Rundbrief. 

Ratgeber 
für Gefangene 

Ein Projekt, das nun schon über drei Jahre 
vor sich hingärt und Immer mal wieder 
durch Aufrufe zur Mitarbeit, Zwischenmel­
dungen und leider auch folgenlosen 
Erscheinungsankündigungen von sich hat 
hören lassen, Ist nun - von vielen bereits 
totgeglaubt - doch noch ln das entschei­
dende Stadium getreten: Der •Ratgeber für 
Gefangene» mit Ratschligen zur Selbsthil­
fe und Überlebensstrateglen, ln den viele 
Gefangene - bekannte und unbekannte, 
sog. politische und sog. soziale, "nicht re­
sozlallsierbare" und "Querulanten" - Ihre 
unterschiedlichen Erfahrungen eingebracht 
haben. Mitgearbeitet haben außerdem Me­
diziner, Juristen, ehemalige Anstaltspfarrer 
und andere. Während wir anfangs vorhat­
ten, uns auf medizinische und juristische 
Ratschläge zu beschrinkan, haben die vie­
len Anregungen und Belträge von Gefange­
nen dazu geführt, daß nun die verschieden­
sten Bereiche des Eingesperrtseins mit 
Ihren Möglichkeiten, ln den Knastalltag ein­
zugreifen, behandelt wurden. Der Ratgeber 
Ist aber nicht nur ein technisches Hand­
buch, sondern versteht sich auch als Bel­
treg zu Inhaltlichen Auseinandersetzung 
mit der Institution Knast und ist bestimmt 
nicht nur für Gefangene lesenswert. 
Der jetzt erschienene erste Teil (254 Selten 
ln einem Dln A 5 Ordner eingelegt) kostet 
20,-DM. Der Erginzungstell, der Im näch­
sten Frühjahr herauskommt (weitere 350 
Selten ohne Ordner) kostet weitere 17.­
DM. Im Abo belde Teile für 35.-DM. Ein be­
grenzter Teil der Auflage steht Freunden 
und Angehörigen von Gefangenen zum 
ermiBigten Preis von 20.-DM für das ge­
samte Werk Im Abo sowie G4tfangenen als 
Freiexemplare zu Verfügung. 
Bestellungen (gegen Vorauskasse) an: Ver­
lag Ubertire. Assoziation, Ottenser 
Hauptstr. 35,2000 Hamburg 50, PSchA 
Hamburg,.Kontonr.:437937-200 oder per 
Scheck. 

Fünf Monate später trudelten bei vielen Leu­
ten Vorladebriefe der politischen Polizei ein, 
sich zu den Vorgängen um die Bunkerbeset­
zung im Juni persönlich zu äußern. Die Duis­
burger schreiben dazu: die Briefe würden nun 
schon in der 3. oder 4. Runde von der Polizei 
verschickt an Menschen, die direkt, indirekt 
oder gar nichts mit der Bunkerbesetzung zu 
tun hatten ....• Mit den unterschiedlichsten Mit­
teln versuchen sie aus einem was rauszukrie­
gen. Je nach Lust und Laune kommen sie dir 
kameradschaftlich bis brutal. Und nichts ist 
schöner für sie; wenn sie jemanden erwi­
schen, der/die nicht nur über sich, sondern 
auch über andere Leute plaudert. Aus der 
kleinsten Bemerkung holen Polizei/Staatsan­
waltschaft was raus und zimmern irgendwel­
che Anklagen zurecht, denn Paragraphen, ge­
gen die mensch verstoBen kann, gibt es zur 
Genüge. 
Also merke: Keine Aussage vor der Polizei, 
lieber erst mit 'nem Anwalt reden. Da hast du 
ein Recht drauf. Folgende Angaben mußt du 
nur machen: Name, Adresse, Beruf (nicht 
Arbeitsplatz!)" 

An dieser Stelle sei noch einmal auf die Rechta­
hilfebroschüre des Ermittlungsausschusses 
der BUU-Hamburg-autonom hingewiesen. 
·1n dieser Broschüre werden Themen wie: Fest­
nahme, Erkennungsdienstliche Behandlung, 
Vernehmung, Vorladung zur Polizei, Staatsan­
walt oder Richter, Mahn- und Leistungsbeschei­
de, Hausdurchsuchung, Verhalten bei Demos, 
Tips zur ersten Hilfe und vieles andere behan­
delt. Natürlich die optimalen Verhaltensweisen 
in solchen Situationen auch! Die Broschüre (Din 
A 5) kostet 2.-DM Bestellungen nur gegen Vor­
kasse und Porto bei: 
ErmittlungsausschuB der BUU, Lutte­
rothstr.33, 2000 Hamburg 19, Tel.: 040-
402782 
Einzahlungen auf das Konto: Rechtshilfe-. 
fonds des ·Ermlttlungsausschusses, Vereins­
und Westbank: 11/18413, Stichwort: 
•Rechtshllfebroschüre" 

Stade: Sprühaktion 
Uebe Genossen! 
Auch bei uns hat es drei AKW-Gegner ~er­
wischt'. 
ln der Nacht vom 5. zum 6.Juni wurden wir 
durch einen generalstabsmäßigen Bullenüber­
fall überrascht und vorübergehe"'d festge­
nommen. Auf der Bullenwache liefen ganz . 
schöne Schweinereien ab; So wurde uns we­
gen 'Selbstmordgefahr' alles mögliche abge­
nommen (Schnürsenkel, Ketten, Gürtel usw.) 
und man hat uns für vier Stunden in Einzel­
zellen eingebuchtet. Aus diversen Mitteilun­
gen von verschiedenen Rechtsanwälten 
erfuhren wir dann, daß wir neben Parolen 
(wie z.B. 'Gorleben ist überall' 'Es lebe die 
Freie Republik Wendland') einen fünfzackigen 
schwarzen Stern -~vermutlich das Emblem 
der RAF" (!) - gesprüht haben sollen. Die 
Anklageschrift ist mittlerweile soweit paletti 
und der ProzeBtermin wird wohl in Kürze fol­
gen. Diesen ganzen 'Mätzchen' folgte dann 
als Krönung eine erkennungsdienstliche Be­
handlung. Man fragt sich in der Tat, wo man 
eigentlich lebt ( ... ) 
Nach der bisherigen Aktenlage sieht es nicht 
besonders rosig aus und wir werden wohl 'zur 
Kasse' gebeten! 
ABER- wie heißt es doch so schön: 
Der Kampf geht weiter! Christian aus Stade. 

«Asterix und das 
Atomkraftwerk» 
beschlagnahmt! 

ln Osnabrück wurden im August '80 bei Haus­
durchsuchungen von BI-Laden und Autonomie­
Buchladen über 50 der bekannten Asterixhefte 
beschlagnahmt. 
Im September wurde dann gegen die Ge­
schäftsführer des Buchladens und drei Mitglie­
der der BI gegen Atomenergie (der 'Verantwort­
liche' für den BI-Laden wird allerdings immer 
noch gesucht!) Ermittlungsverfahren eingelei­
tet wegen .Verdachts des Vergehen gegen 
§ 1 06 Urheberrechtsgesetz und §24 Warenzei­
chengesetz. Die BI-Mitglieder wurden über ve­
röffentlichte Kontaktadressen "ermittelt". 
Interessant sind einige Auszüge im (dem Ver­
fahren zugrundeliegenden) Schreiben des 
Rechtsanwalts Schwarz (beauftragt durch den 
Asterix-Zeichner Uderzo) an die Staatsanwalt­
schaft Saarbrücken. 
Zunächst heißt es da, die Asterix-Hefte erfreu­
ten sich auch in "Deutschland" einer "ausge­
sprochen großen Beliebtheit". Und weiter: "Die­
se Tatsache haben sich seit einiger Zeit be­
stimmte politische Gruppen für ihre Kampagne 
gegen die Verwendung von Atomkraft zunutze 
gemacht. Sie haben aus den bisher erschiene­
nen 24 Alben eine völlig neue Serie im wahrsten 
Sinne des Wortes 'zusammengeschnippelt' und 
sie mit neuen Texten versehen, die propagandi­
stisch zum Teil sehr geschickt massiv die Ver­
wendung von Atomkraft verurteilt und bloß­
stellt." Trotz des Einsatzes von Detektiven u.a. 
habe man bisher keinerlei Spuren zu den Her­
stellern finden können; es müsse ein besonders 
geschickter Vertrieb existieren."Unser Man­
dant, der über den politischen Mißbrauch seiner 
beliebten Figur äußerst ungehalten ist, sieht 
sich nicht in der Lage, mit zivilrechtliehen Mit­
teln gegen diese besondere Verteilungsmetho­
de vorzugehen, da man praktisch immer nur 
einzelne Buchhandlungen zur Unterlassung 
zwingen kann, die sich dann aber noch zum Teil 
auf guten Glauben beruft, indem sie angibt, sie 
halte die Serie für eine 'echte' Asterix-Serie. Da 
aber die Nachfrage und damit die Verbreitung 
der verletzenden Hefte ... immer weitere Kreise 
zieht, sehen wir als einzige Möglichkeit, daß 
durch zufällige Entdeckung in Buchläden usw. 
der Hersteller gefunden wird ... Aufgrund der 
weiten Verbreitung der Hefte in ganz D. muß so­
wohl bei der Herstellung, als auch beim Vertrieb 
eine gute Organisation existieren, die im übri­
gen auch noch sehr gut verdient..." (ach wie gut, 
daß niemand weiß ... ) 
Dieses Schreiben wurde von der Saarbrücker 
Staatsanwaltschaft im ganzen Bundesgebiet 
verbreitet; es wäre deshalb interessant zu wis­
sen, ob noch anderswo Aktivitäten wie in Osna­
brück gelaufen sind. 
Schickt bitte Informationen an: BI Osna­
brück, Meiler Str. 49, 4500 Osnabrück. 
Wir wollen versuchen, mögliche Aktivitäten 
unsererseits zu koordinieren! 
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Fachwissen und/oder spontanes ökologisches 
Engagement? ln einem diesbezüglich 
schwankenden Mischungsverhältnis trafen 
sich Vertreter von 16 Münchner Bürgerinitiati­
ven und einige Einzelökologen in diesem 
Sommer. Die unterschiedlichsten politischen 
Richtungen hatten doch einen gemeinsamen 
Nenner: eine Gegenveranstaltung zur 11. 
Weltenergiekonferenz (WEK), die vom 8.-12. 
September in München stattfinden sollte. De­
ren von Wachstums- und Wirtschaftsinteres­
sen dominierten Aussagen sollten in der 
Öffentlichkeit nicht so stehen bleiben. 
Gegenöffentlichkeit - lrgendwie. Denn wir hat­
ten kein Geld, wenig Zeit, ein sehr unzurei­
chendes Bild von der Mammutveranstaltung 
WEK und ein ebenso ungenaues von unse­
rem eigenen Programm. Wir kannten uns 
kaum und hatten vor allem keine Zeit, eine 
gemeinsame Unie zu erarbeiten und zu dis-

kraft und mit weniger Öl auskommen könne. 
Verdeutlicht wurde das Modell an einem 
Energieprogramm für die Stadt Tübingen. 
Die Auswirkungen der Atomgeschäfte für die 
brasilianische Bevölkerung schilderte das 
Ehepaar Buchsbaum. Vor allem Mediziner ka­
men zu den Referaten von H. Begemann und 
K. Baetjer zum Thema "Atomenergie und Ge­
sundheit". 
Die Patentlösung für den richtigen Weg der 
politischen Durchsetzbarkelt konnte die Po­
diumsdiskussion zwischen Vertretern der ver­
schiedensten Ansätze natürlich nicht zeigen. 
Die Thesen von Wolfgang Sternstein (BBU), 
Max Winkler (Die ßrünen) und Dieter von 
Ehrenstein (SPD, Mitglied der Enquete-Kom­
mission Zukünftige Energiepolitik) zeigten 
höchstens, daß man die Probleine von meh­
reren Seiten gleichzeitig angehen inüsse. Ro­
bert Jungk war die Diskussion ohnehin zu 

Diskussion hatte sie einige Journalisten miß­
trauisch gemacht. So bemängelte die FAZ in 

. ihrem Wirtschaftsteil: .. Es war sicher ein Man­
ko der Veranstaltung, daß der offizielle Kon-· 
greß und die 'illegale' Veranstaltung nicht zu 
einem Dialog fanden, zumal sich auch die Ge­
genverallStalter bemühten, ihre Positionen 
sachlich und begründet darzustellen." Dem 
Präsidenten des bundesdeutschen WEK-Ko­
niitees, Klaus Knizia, war zu dem kritischen 
Energieforum nicht mehr eingefallen als .Sek­
tierer und Opportunisten". 
Sicher wurden wir auch in der Schublade 
"Protestler aus dem Hinterzimmer" (Die Welt) 
abgelegt. Doch insgesamt wurden unsere 
Argumente sachlich wiedergegeben und krh 
tisch bewertet. Die Süddeutsche Zeitung 
schrieb in einem LeitartikeL .Wir werden uns 
mit der Frage auseinandersetzen müssen, ob 
garantierte Versorgung allein aus zentraler 

Weltenergie Chrlstlane Grefe u. Petra Thorbrietz. 

kutieren, wer welche Entscheidungen treffen 
sollte. 
Orientierungshilfe für unsere Veranstaltung 
waren die in ähnlicher Form auch der WEK 
zugrunde liegenden Themenkreise .. Energie­
zukunft", .. Energie und 3. Welt", .Durchset­
zung alternativer Energien" und .Atomenergie 
und Gesundheit". Ihren Arbeitsgebieten ent­
sprechend organisierten einzelne Gruppen 
die Vortrags- und Diskussionsabende. 
Wie aber sollten wir in der Öffentlichkeit auf­
treten? Als erstes brauchten wir einen Na­
men. Auf 'Kritisches Energieforum' einigten 
wir uns ziemlich schnell. Doch dann kamen 
die Probleme: brauchten auch wir ein schnit­
tiges Emblem, einen dynamischen Briefkopf 
und schicke Pressemappen? Wir hatten keine 
Vorstellung davon, ob uns die Medien ernst 
pehmen würden - und die brauchten wir, um 
auf unsere Veranstaltung aufmerksam zu ma­
chen. 
Außerdem wollten wir den Journalisten Hin­
tergrundmaterial für eine kritische Berichter­
stattung über die WEK liefern. Die pragmati­
sche Richtung setzte sich durch: wir wurden 
seriös. Wir versandten Vorankündigungen, 
Einladungen, eine Broschüre mit Argumenten, 
vorgefertigte Zeitungsartikel, Presseerklärun­
gen. Die Reaktion der Medien bestätigte 
unsere Erwartungen. Während ein selbstbe­
wußtes Auftreten und eine Pressekonferenz 
im "Holiday lnn" die Glaubwürdigkeit.unserer 
Thesen zu verstärken schien, wurden sponta­
ne Aktionen in die Schublade 'Alternative 
Spinner' gesteckt. So nutzte das Fernsehen 
das Auftreten bunt verkleideter .. internationa­
ler Atomgegner" nur als dekoratives Schman­
kerl in seiner Berichterstattung über die WEK. 

Ein seriöses Image sollte auch dazu dienen, 
die Leute nicht zu verschrecken. Es war uns 
sehr daran gelegen, nicht den meisf gleichen 
Kreis an ökologischen Sympathisanten als 
Publikum zu gewinnen, sondern auch und vor 
alle'Tl interessierte Außenstehende. Wir mie­
teten külm einen Saal mit 250 Plätzen. 
Es kamen mehr Besucher als sie Platz finden 
konnten. Zwar dominierten, wie die Stuttgar­
ter Nachrichten schrieben, .Latzhosen über 
Schlips und Kragen", doch zeigten sogar ein­
zelne WEK-Delegierte Interesse, etwa an Karl 
F. Müller-Reißmanns Vortrag über die Freibur­
ger Öko-Studie. Er rechnete vor, wie die Bun­
desrepublik durch bessere Energienutzung 
auch bei steigendem Wohlstand ohne Kern-

konferenz 
theoretisch. Er hätte aus dem Abend am lieb­
sten eine Gründungsveranstaltung für eine 
Energiespar- und Sonnenenergieberatungs­
stelle gemacht: ln den Gängen gab es eine 
rege Adressen-Austauschbörse. 
Während der Veranstaltungswoche hatten wir 
bei der E.F. -Schumacher-Gesellschaft ein Bü­
ro als Kontaktstelle. Einige Zeitungen (FAZ, 
Süddeutsche, Stuttgarter Nachrichten, FR) 
berichteten kontinuierlich über das Energiefo­
rum, andere nahmen ihre Informationen von 
den Agenturen. 
Daß sich so viele Journalisten für alternative 
Energiepolitik interessierten, war z.T. ein -
unfreiwilliges - Verdienst der WEK. Mit ihrem 
unübersichtlichen Riesenprogramm und der 
mangelnden Bereitschaft zur kontroversen 

Großtechnik ein glaubwürdiges Konzept für 
schwierige Zeiten sein kann. Wenn die Befrie­
digung von Bedarf versprochen wird, läuft ein 
rasch wachsender Bedarf seiner Befriedigung 
allemal davon." 
Dieser Leitartikel wäre wohl ohne Anregung 
durch das Kritische Energieforum so nicht 
geschrieben worden. Es zeigt, daß Gegenöf­
fentlichkeit auch mit und in den etablierten 
Medien funktionieren kann. Die Grenze zwi­
schen inhaltlichen Positionen, die man nicht 
aufgeben kann und will, und taktischen Manö• 
vern, die sein müssen, ist dabei nicht leicht 
zu ziehen. Dennoch sollte man hier ansetzen 
und weitermachen, denn eine Vermittlung 
zwischen .,Alternativen" und "Normalbürgern" 

. findet imme.r noch viel zu selten statt. 
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Kurzmeldungen 

Presseerklärung zum Anschlag auf die GRS 
ln der Nacht auf den 4.0ezember detonierte eine Explosivladung vor dem Haupteingang der Ge· 
sellschafter dieser Zentrale atomarer Unsicherheit Ist die BAD. Ihre Geschäftsführer (Kellermann 
und Birkhofer) sowie ma8gebliche Abteilungsleiter sind mit Sonderausweisen versehen, die sie be· 
rechtigen, jederzeit Im Innenministerium ein· und auszugehen. Kurz und schlecht: Wir haben es 
hier mit der wissenschaftlichen Schaltstelle der Atommafia, die jedes gewünschte objektive 
Gutachten ausspucl<t, zu tun. 
Uns berührt weniger, ob wir einen Grund zur klammheimlichen Freude haben oder gar annehmen 
können, das sei nun ein Werk des Verfassungsschutzes gewesen, um Spaltungsversuche erklärter 
Pazifisten zu begünstigen. Wir gehen einfacb von unserer Grundvorsellung eus, daS wir kein Paten· 
trezept auf eine bestimmte Aktionsform kennen; hingegen ln der Auseinandersetzung mit Mafiosl, 
die vor keinem Mittel rurückschrecken, um ihre Pläne durchzusetzen, wir uns selber lähmen wür· 
den, gingen wir auf die staatliche Ideologie, die Unterteilung ln ~elerlei AKW-Gegner ein. Es be· 
steht also kein Grund für uns als überzeugte AKW-Gegner,. uns zu distanzieren. 
Es erklärte der Pressesprecher der Unslcherheltszentrale, daS sie Kummer gewohnt seien. Anfang 
1979 stimmte sie die Entwendung einiger tausend Aktel) ausihrer Chefetage kummervoll und ein 
Jahr später der mit stinkigen, radioaktiv gekennzeichneten Fässer verbarrikadierte Eingang zu 
Ihrer Propagandazentrale. Oie Akten lieBen sich gut verwerten. · 
Hingegen macht ihnen keinen Kummer, was sie tun und alles schuldhaft zu verantworten haben: 
Wiederinbetriebnahme eines AKWs wie Brunsbüttel, verhelmlichte Sehnetlabschaltungen und·da· 
mit verbundene Gefahren, Freisetzungen radioaktiver Spaltprodukte, Verseuchung der.Fiüsse.lhr 
Grundprinzip die·Bestimmung aller Sicherheitsbedingungen u.nd -methoden nach dem Motto •pro· 
bieren geht über studieren• unterzuordnen. 
Die Ideologie von der Sicherheit deutscher AKWs ist gerade von Ihnen nach Harrisburg besonders 
stark verbreitet worden. GAS-Sicherheitsexperte Hoffmeister (Mitglied der Reaktorsicherheits· 
kommlsslon ·RSK) flog fast unmittelbar ln den ersten Unfalltagen nach Harrisburg und schwieg: 
Hingegen wurde triumphierend mitgeteilt, das könne hier nicht passieren. Anlageteile im Primär· 
kreistauf seien bei uns vlerfach ausgelegt und nicht zweifach wie ln den USA. Beschönigungsfor· 
mein zu liefern, 1st eine wissenschaftliche Angeleg.enhelt dieser Sicherheitsideologen und so ka· 
men sie dann mit einer ·~utschen Slcherheltsstudie• an - flüchtig und in Eile zusammengestop­
pelt- versehen mit Streichungen und Verbesserungen wurde diese •Studie• als das Ergebnis drei· 
jähriger F9rschungsarbelt gelobt. Grundlage boten die Amerikaner mit dem mittlerwelle nicht mehr 
aktuellen Wash 1400 Report, der sog. '.Rassmussen·Studie•, und dann-was wirklich nicht überra· 
sehen kann- ihre eigenen Materialien zu sicherheitstechnischen Richtlinien für die Auslegung der 
Atomkraftwerke. Ihre bereits erwähnten Geschäftsführer sitzen selber in der RSK beim lnnenminl· 
sterium und leiten die entsprechenden Geschäftsstellen ln der Unslcherheitsgeselischaft. Damit 
begutachten sich diese belden Herren selber und nennen das eine Risikostudie. So steht es also 
um Ihre Verantwortung(slosigkeit) gegenüber Millionen Menschen. Atomagenten kennen eben kel· 
ne Skrupel. 
Diese Leute wissen was sie tun. Alle aufgetretenen Störfälle werden 1/4 jährlich gesammelt in U· 
sten dem Inanminister weitergereicht Veröffentlicht wird, was ohnedies bereits durch Indiskretion, 
Sabotage oder die Presse nicht mehr zu verheimlichen 1st Wie anders sollte die Sicherheltsideolo· 
gie aufrechterhalten werden. Der Volkszorn lieBe sich nicht mehr so leicht kanalisieren; vor allem 
litten die Börsenkurse .• Italienische Verhältnisse•, nein, lieber deutsche Gehelmmethoden. Diese 
Kötner Unsicherheitszentrale beschwört ein doppeltes Risiko. Es sind nicht die allgemeinen Gefah· 
ren, die von Atomanlagen ausgehen, nicht nur die Beschönlgungen und Auslassu.ngen ihrer 
Schlechtachten. Es Ist vor allem die systematische Geheimhattepraxls, zu der sich alle wissen· 
schaftUchen Mitarbeiter bekennen, die ungeheuerlich und bedrohlich ist. 
Entschlüsselt läßt sich Ihrer Risikostudl~ entnehmen (wenn das beliebige Zahlenspiel einmal bei· 
seitegelassen wird), daS diese Figuren allen Mitbürgern das freiheitlche Recht auf den Atomtod zu· 
billigen oder langsam dahinzusiechen und Kinder und Kindeskinder einer bigotten Aktion ä Ia 
Krebshilfe der Madame·Scheel überlassen werden. Wir schweigen hier van Obilehen Begleiter- . 
scheinungen der normalen Verseuchung und Verpestung der Umwelt durch eine Produktionswel· · 
se, die $ und Deutschmark allein gelten läßt. 
Diese perfekten Ideologen einer Mordlndustrie, die ansonsten abgeschottet von der Öffentlichkeit 
zwischen Bonn und ihrer Forschungsstätte in Garehing bei München sowie ihrer eigenen Kötner 
Zentrale pendeln, wird das alles auch weiterhin nicht bekümmern. Wir meinen, daS es eine notwen· 
dlge Sache ist, sich stärker um diese Figuren und ihre Kästen, in denen sie .arbeiten• zu ~ümmern. 
Oie Tätigkeit dieser Leute kommt einer Kriegserk~rung gegenü!;>er der eigenen Bevölkerung 
gleich. . 
Jeder Appell, an das Gewissen dieser Gewissenlosen zu appellieren, bedeutet diese anzuerken· 
nen. Wir müssen stets eingedenk der Tatsache handeln, daS diese keine Menschen, sondern nur 
sich selber und Ihre Auftraggeber kennen. Sie kennen nur Machbares, Schablonen und Formeln, 
die sich in erbärmliche Kosten/Gewinn-Spekulationen pressen lassen. 
Das Recht auf das Leben ist unser Recht auf Widerstand I 
Einige AKW-Gegner aus Nordrhein-Westfalen und ganz besondere Freunde der Unsicherheitszen· 
trale, die sicti selber GAS nennt und von Herrn Baum, dem obersten Strategen der Inneren Kriegs· 
führung, ausgehalten wird. 
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Mißbildungen ln Brunsbüttel? 
Der Arbeitskreis Umweltschutz Brunsbüttel 
sandte einen alarmierenden Brief an das Ge· 
sundhellsamt in Heide und das schleswig·hol· 
steinische Soz.ialministerium: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
Aus zuverlässiger Quelle haben wir ... die lnfor· 
mation erhalten, daS im Brunsbütteler Kranken· 
haus bei insgesal'(lt ca. 500 Entbindungen ge· 
häuft Totgeburten aufgetreten sind. Drei Säug· 
Iinge wurden mit Kiefernspaltungen geboren, 
relativ viele Säuglinge wiesen Herzklappenfeh· 
ler auf und ein Kind wurde mit nur einem Auge 
geboren. 
Diese Tatsachen erfüllen uns mit tiefer Sorge. 
Wir tordem daher Sie als zuständige Behörde 
dringend dazu auf, die Ursachen dieser unge· -
wöhnlichen Häufung von Geburtsfehlern umge· 
hend zu untersuchen und die Öffentlichkeit 
über das Ergebnis zu in formieren .... 

Mit freundlichen GrüBen ... 

Ungen: Antrag auf 2. AKW 
Die Kernkraftwerke Üppe·Ems GmbH und die 
Krattwerksunion werden die geänderten 
Antragsunterlagen für die Errichtung und den 
Betrieb des in Ungen geplanten 1300 MW 
Druckwasserreaktors vom 

2.Januar '81 bis zum 2.Mirz '81 
ln der Stadtverwaltung Ungen, Elisabethstr. 14· 
16, Zi 515 und im niedersächsischen Sozialmi· 
nisterium (Hannover, Hinrich·Wilhelm·Kopf· 
PJatz 2) auslegen. 
Einwendungen sollen innerhalb der Auslegefrist 
eingehen! 
Bereits vorliegende Einwendungen (die Anträ· 
qe hatten - ohne die jetzt vorgenommenen 
Anderungen •. dle u.a. auch die Handhabung und 
Lagerung radioaktiver Abfälle betreffen sollen, 
von Aug. bis Okt'80 schon einmal ausgelegen) 
sollen weiter Bestand haben. 
Somit kann man Im 2. Quartal '81 in Ungen mit 
einem Erörterungstermin nach §§8ff Atomge· 
setz rechnen. 
AuBerder:n ·so schreibt die BI ·sollen im Januar, 
der genaue Termin Ist noch unklar, 267 Brenne­
lemente aus der AKW-Ruine in Lingen perBahn 
nach Winscale transportiert werden. 
Zu allem findet am 11.1.80 ein Treffen statt, 
dessen Ergebnisse hier nicht veröffentlicht w·er· 
den können, weil der Atom Express dann ge­
druckt wird. Wendet Euch an: BI Ungen, c/o 
Hans Dleter -Schwarz, Delpstr. 5, 4450 Ungen, 
Tei:0591-72 34 4 

Anfang des neuen Jahres wird das Atomkraft­
werk Würgaasen an der Weser für ca 6 Wo­
chen abgeschaltet Routinemäßige Oberprü· 
fung Im Zusammenhang mit dem fälligen 
Brennelementwechsel • so nennt man das. 
Das Jahr 1980 wird ln die Geschichte des 
AKW·Würgassen als "Superjahr• eingehen! 
Kaum Pannen und Stlllegungen. Während die 
durchschnittliche Verfügbarkelt seJt Inbetrieb­
nahme bei blamablen 31% liegt, sieht das 
Jahr 1980 bedeutend besser aus. Zu Silve-­
ster erklärte der stellvertretende Kraftwerks· 
Ieiter Jörg-Dieter Peters: ·1n diesem Jahr war 
das Werk zu 95% verfügungsbe~eit. konnte 
also ohne gröBere Pannen produzieren und 
somit 3,8 Milliarden Kilowattstunden in das 
Netz der Preussen·Eiektra einspeisen!" Ganz 
so günstig, w~ HeiT Peters sich das so vor· 
stellt, sieht die Bilanz nun doch nicht aus. 
Rechnen wir ein wenig nach: Das AKW Wür· 
g~n hat eine Netto-Nennleistung von 640 
~egawatt. Das macht bei einer 95% lgen 
Auslastung 5.326.080.000 Kilowattstunden. 
Geliefert hat laut Peters das AKW aber nur 
3,8 Milliarden. Rechnet man das ln den Ausla· 
stungsgrad !Jm, so kommt man lediglich auf 
71_,347%. 



Hessen Bl's 
Plakatwandkampagne 

Wir wollen jetzt den Weg der •alternativen Pres­
se• beschreiten, nachdem die etablierten Pres­
severtreter in unserer Stadt für unser Projekt 
kein Interesse bekundeten. 
Im Zuge der groBangelegten Anzeigenkampa· 
gne der . Gruppe Hessen im lnformationskr.eis 
Kernenergie" und Ihren Hintermännern, die in 
fast allen hessischen ·Zeitungen (und einigen 
überregionalen) dreimal ln der Woche, in der 
Zeit vom Nov.79 bis Mai 80 eine halbe Seite 
ln Anspruch nahm, entschlossen wir uns, eine 
Gegenk~mpagne zu starten. 
Da wir nicht die finanziellen Mittel für riesige Zei· 
tungsanzeigen aufbringen konnten, entschlos­
sen wir uns, eine Plakatwand (3,6 m X 2,6 m) 
anzumieten , und so an einem strategisch gün· 
stigen Platz die Bevölkerung über die wahren 
Gefahren der Atomenergie und ihre Folgen auf· 
zuklären. 
Dabei haben uns zahlreiche Spender finanziell 
unterstützt. 
Da diese Reklamewand·Aktion nur eine von vie· 
len sein soll, entschlossen wir uns, diesmal zu 
dem Thema: .Anreicherung von radioaktiven 
Stoffen in der Nahrungskette". 
Fünf Mitgliederunserer BI benötigten für die ge· 
samte Arbeit zusammen nur sechs Nachmitta· 
ge. Den finanziellen Löwenanteil der Aktion 
machte dabei d ie Anmietung der Phikatwand 
aus (in Ffm. ca. 113. • DM für d ie Dauer von 1 0 
Tagen). 

Wesentlich geringerwaren die Kosten für Pinsel 
Farben, Papier,etc.. Aus arbeitstechnischen 
Grtlnden hatten wir d ie Plakatwand in 18 Din·A· 
1 Blätter eingeteilt Da wir d ie Plakatwand selbst 
bekleben mußten, stieß diese Aktion schon 
während des Klebans auf ein reges Interesse 
der Passanten. Das überwiegend positive Echo 
und der nur geringe Aufwand ermutigt uns, die­
~.er Aktion noch weitere !olgen. zu lassen. 

" 

Wir sind der Meinung, daB dieser Weg zur Auf­
klärung der Bevölkerung durchaus nachah­
menswert ist und ermuntern Euch, unserem 
Beispiel zu folgen. Wir sind gerne bereit, Euch 
näher zu informieren. 
Kontaktad,. ... : Dleter I<Jtufmann, Falkstr. 
112, 8000 Frankfurt 80. 
Spendenkonto: Sbldtsparka ... Ffm: 109-
040204 

BERICHTE RUS DEm RUSLRnD 
Abstimmungen in US-Staaten 
Parallel zur US·amerikanischen Präsident· 
SChaftswahl gab ~s in mehreren Bundesstaaten 
Volksentscheide über atomare Probleme. Oie 
Ergebnisse fielen recht unterschiedlich aus, do· 
kumentieren aber insgesamt die wachsende 
Sensibilisierung der Amerikaner zu diesen Fra· 
gen. 
ln Washlngton, an der WestkOste gelegen, ViUr· 
de mehrheitlich die sog. Initiative 383 verab· 
schiedet, die ab Juli 81 jegliche weitere Einlage­
rung von Atommüll in diesemStaat verbietet. 
Ausgenommen hiervon sind schwachaktive 
Abfälle aus Medizin und Forschung. Dem Ent· 
scheid kommt besondere Bedeutung zu, da mit 
Hanford eine der größten Atommülldeponien 
der USA jetzt dichtgemacht werden muB. Han· 
ford liegt Im Süden Washingtons. 
Mit knapper Mehrheit setzten sich die Atomge· 
gner auch in Oregon durch: Hier bleibt der Bau 
von AKWs solange untersagt, bis die Regierung 
Pläne zur endgültigen Beseitigung des Atom­
mülls vorgelegt l;lat Sollte ihr das gelingen, muB 
die Bevölkerung bei jedem geplanten Reaktor 
neu befragt .werden. Gleichzeitig veJ1>1etet das 
Referendum den Elektrizitätsunternehmen von 
Oregon, sich finanziell an AKW.Projekten in 
anderen Staaten zu beteiligen. 
ln Süd-Dakota scheiterte ein Begehr~n. das alle 
Firmen, die AKWs, Uran mühten. Atommülldepo· 
nien usw. bauen wollen, gezwungen hätte, vor 
jedem Projekt eine Volksabstimmung durchzu· 
führen. Oowohl die AKW-Gegner in diesem 
Staat sehr stark sind, kamen sie gegen die ge· 
waltige Pr!)pagandakampagne der Union Carbi· 
de, eines der größten Uran-Multis, nicht an. 
ln Missouri und Montana gingen die Voksent· 
scheide gleichfalls zugunsten der Atom-Lobby 
aus: AKWs können auch ohne Entsorgungs­
nachweis gebaut werden und dem Bau von La· 
gern auch für den Müll aus Reaktoren steht 
nichts mehr im Wege. 
ln Maine an der Ostküste hatte es bereits im 
September ein Referendum gegebert Mit einer 
drei zu zwei Mehrheit wurde hier der Antrag 
abgelehnt, in Zukunft auf die Atomenerglenut· 

zung zu verzichten. Ein umgekehrtes Ergebnis 
hätte hier zur Folge gehabt. daB ein laufendes 
AKW stillgelegt worden wäre. (Information nach 
WISE) 

Atomfreier Hafen ln AustraUen 
Bereits am 6.August - dem Jahrestag des 
Atombombenabwurfs auf Hir.oshlma - erklär· 
ten die Arbeiter der örtlichen Dockarbeiterge­
werkschaft den Hafen von Port Kembla zum 
ersten atomfrttien Hafen der Wett. Hier soll kein 
Gramm Uran und kein Stoff, der lrg~ndwie mit 
AKWs oder Atomwaffen zu tun hat, mehr umge­
schlagen werden. (Nach WISE) 

Belgisehe WAA in Betrieb? 
Am 25.0ktober demonstrierten über 10.000 
Menschen gegen Pläne der belglschen Regle· 
rung, die 1974 geschlossene Wiederaufarbei· 
tungsanl1lge EUROCHEMie in der Nähe des 
AKW Standortes Mol wieder in Betrieb zu neh· 
men. Die Anlage war ursprünglich als lnternatlo· 
nales Projekt geplant gewesen, bevor finanziel· 
le Streitigkeiten Ihr ein vorläufiges Ende berei· 
tet hatten. Nun soll die WAA, geht es nach der 
Regierung in Brüssel, in ein atomares For· 
schungszentrum . umgewandelt" werden, in der 
u.a. Plutonium für den Schnellen Brüter in Kai· 
kar, an dem auch Belgien beteiligt ist. erzeugt . 
werden soll. 

Was ist los ln Dänem~rk? 
Lange Zeit sah es so aus, als sollte Dänemark 
auf absehbare Zeit ohne AKWs über die Run· 
den kommen: eine starke Anti·AKW·Bewegung, 
ein entsprechender ParlamentsbeschluB, eine 
gesicherte Energieversorgung, eine sensibili· 
sierte und engagierte Bevölkerung ... 
Trotzdem sind vor kurzem sechs Gebiete von 
der dänischen Regierung als mögliche, später~ 
Satndorte für AKWs benannt worden. ln einem 
Drei-Kilometer-Radius Ist jede weitere Be· 

bauun.g unt~rsagt. 
Am 1 .'Sept wurden auch 2100 Tonnen Uranerz 
aus Grönland nach Dänemark gebracht - zu 
Forschungszw~cken gleich ab ins staatliche 
Atomlaboratorium ln Risö, wie es hieB. Erforscht 
werden soll jedoch nichts weiter als die Verwen­
dungstauglichkelt in zukünftigen Atomreakto· 
ren. 
Und auch die Salzstockuntersuchungen in 
West-Dänemark gehen weiter. Hier wird seit 
längerem nach einem geeigneten Platz für den 
später anfallenden Atommüll gesucht. 

Plogoff: Der Platz Ist besetzt! 
Die Anti·AKW-Gruppen in der Bretagne und die 
Einwohner von Plogoff haben sich auf den Bau­
beginn des 4 X 1000 MW·AKWs auf Ihre Welse 
vorbereitet: Seit Mitte November wird der vor· 
gesehene Bauplatz besetzt und rund um die Uhr 
bewacht. Da damit gerechnet wird, da8 die fran· 
zösische Bürgerkriegsarmee CRS in einer Luft· 
Iandeaktion versucht, das Baugelände in Ihre 
Gewalt - und die des Elektrokonzerns EDF- zu 
bringen. sind hundarte von Drachen fertigge­
stellt worden. Mit Ihnen soll die Landung der 
Hubschrauber verhindert werden. V~ele Fässer 
mit Öl oder Benzin sind rund um den Platz depo­
niert; sie sollen beim Polizeiangriff angezündet 
werden. Zudem Ist eine äußerst laute Sirene 
angeschafft worden, mit der Menschen in der 
ganzen Region alarmiert werden können. 
Für den Fall, daß die Polizei doch den Landweg 
wählt, sind massive Barrikaden in einem 
Umkreis von 50 km um Ptogoff vorbereitet. 
Die Leute von Plogoff denken, da8 die Ausei· 
nander~tzungen ln aller nächster Zukunft wie­
der losgehen - sie sind fest entschlossen, das 
AKW mit allen Mitteln zu verhindern. (lnforma· 
tionen nach WISE) 
Kontaktadre ... : JMn·Loul• Cauel, 2.2, 
Grande Rue Che,., 2i122 Pont-crotx, Fran-
ce. 
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Nach uns die Sintflut · 
entsorge·n tun wir morgen! 

Der nachfolgende Artikel Ist ein Nachdruck aus «Gorfeben aktuell». Wir nehmen 
ihn auch in den Atom Express auf, weil wir ihn für eine sehr gute Zusammenfas­
sung der Atommüll-Problematik halten, die zu der. katastrophalen Situation Im 
,.Entsorgungsbereich" gefiJ_hrt hat Ursprünglich hatten wir geplant, den Artikel in 
Form eines viersf!itigen Faltblattes dem Atom Express beizulegen, um ihn ggf. 
auch extra als Flugblatt verteilen bzw. verschicken zu können. Das hat wegen der 
Diskussion in der Redaktion - siehe "ln eigener Sache"- nicht geklappt Leider 
mußten auch einige fest eingeplante Artikel dem "Atommüll" zum Opfer fallen. 
«Gor/eben aktuell• Ist die Zeitung der WAA-Grvppe Lüneburg. Sie erscheint ca. 
alle zwei Monate, hat inzwischen 40 Seiten und kostet 2.-DM. Bezugsadresse: 
Gunter Harms, Sültenweg 57, 2120 Lüneburg. 

Der Atommüllberg 

ln jedem Kernkraftwerk muB jährlich ein DriHel 
der Brennstäbe aus dem Veri<ehr gezogen wer­
den. Bel einem 1300 MW-Reaktor fallen somit 
jährlich ca 35 t an abgebrannten Brennelemen· 
ten an. Bereits heute gibt es einen Atommüll· 
berg von 1600 t Hiervon .arbel,ten• 600 t noch 
necht ganz abgestrahlter Brennelemente ln ei· 
nem der bestehenden 15 Schrottreaktoren, 
800 t lagern bereits vorübergehend ln den 
AKWs oder auf der französischen Halde ln La 
Hague. 
Wenn alles so läuft, wie es die Bund~sreglerung 
will, wird im Jahre 2000 ein AtommUllberg von 
1,5.300 t. vorhanden sein (geplant sind 53.000 
MW AKW-lelstung Im Jahre 2000). 
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Selbst die DWK hält es für denkbar, daS auch ln 
20 Jahren noch keine endgültige Entsorgungs· 
Iösung gefunden Ist Für diesen Fall rechnet sie 
nach Aussage von DWK-chef Scheuten ab dem 
Jahre 2001 damit, "da81n jedem Folgejahr je­
weils ein weiteres Zwischenlager mit 1400 t La­
gerlcapazitlt eingerichtet werden mDBte". (FR 
vom 26.9.80) · 
Falls keine neuen AKWs gebaut und die Im Bau 
befindHchen ln Gang gesetzt würden (.Minimal­
konzept •), würden nach Berechnungen der 
DWK ,.bis zum Jahre 2000 eine Mengewn rund 
10.000 t abgebrennter Brennelemente anfallen, 
ei'Je Menge, dJe sich ln den Jahren 2001 bis zur 
Stlllegung der Anlagen noch um 4000 bis 5000 t 
Uran erhöhen wUrde (Insgesamt also rund 
14.000115.000 t Uran)." (ebd.) 
Gerechnet wird seitens des DWK-Vorstandes 
mit einer AKW-Kapazität von 40.000 MW Im 
Jahre 2000, was uns bis dahin einen Atommüll· 
bergvon 14.200 t Uran sowie in jedem Folgejahr 

eine weitere Erhöhung dieses Berges um 1100 t 
bescheren würde. (ebd.) 
Diese (sicherlich verniedlichenden) Angaben 
der DWK belegen, daB die Atommafia eine ex· 
plosive VergröBerung der derzeit ungelösten 
Probleme in Kauf nimmt, und daB selbst bei sehr 
.umsichtiger" Vorgehansweise sich die vorhan· 
dene Atommüllmenge vervielfacht. Hierbei muß 
berücksichtigt werden, daB bereits in rund 2,5 t 
abgebranntem Uran (soviel faßt etwa ein Tran­
sportbehälter für Brennelemente) die 1 o-tache 
Menge des in Hiroshima freigewordenen ra· 
dieaktiven Potentials enthalten ist. Das von der 
Atomindustrie einkalkulierte Gefahrenpotential 
sprengt jede Vorstellungskraft Da es weltweit 
keine akzeptable Lösung zur Beseitigung des 
Atommülls gibt. soll die Zwischenlagerung als 
gigantisches Provisorium diese zunehmende 
Atommüllproduktion ermöglichen, obwohl sie 
selbst groBe Risiken mit sich bringt und über· 
dies die Probleme der Endlagerung nur ln die 
Zukunft verschiebt. aber in keiner Weise zu de· 
ren Lösung beiträgt. 

Betrug Nr. 1 : Manipula­

tionen am Atomgesetz 
Nach §9c des Atomgesetzes müssen die AKW· 
Setreiber nachweisen, daß sie ihren verseuch· 
ten Mist ~schadlos verwertenM oder .geordnet 
beseitigen" können. Anderenfalls muß ein AKW 
stillgelegt werden. Seit es diesen recht eindeuti· 
gen Paragraphen gibt, ist er gebrochen, bzw. 
(im Politikerjargon) .unterschiedlich ausgelegt" 
worden. 
So sah die im Junl1977 von der Bundesregie· 
rung beschlossene .AuslegungM dieses Geset· 
zes als .Mindestvoraussetzung" für die lnbe· 
triebnahme eines AKW die folgenden beiden 
Punkte vor: 

a Jeder AKW· Batreiber muB fortschreitend 
nachweisen, wie er den .sicheren Verbleib" 
seiner verstrahlten Brennelemente für die 
kommenden 6 Jahre gewährleisten will. 

b. ln die Zukunft weisende Planungen sind nur 
dann als realistisch zu betrachten, wenn 
sie sich auf FortschriHe bei der Verwirkli· 
chung des für Gorleben vorgesehenen Ent­
sorgungszentrums stützen. 

Diese .Auslegung• des Atomgesetzes war be· 
reits reichlich waghalsig: an Stelle einer geord­
neten Beseitigung des Atommülls, regelte sie 
bestenfalls die geordnete Beiseiteschaffung 
der Brennelemente für einen Zeitraum von 6 
Jahren, um die Atommaffia weiterhin Ins Blaue 
produzieren zu lassen. 
Als 1979 der Widerstand der LOchow-oännen· 
berger Bevölkerung das vorläufige Nein 
Albrechts zum Entsorgungszentrum Gorleben 
erzwang, stellte sich endgültig heraus, daB es 
sich bei dieser Art von • Vorsorge• um pure Au· 
genwischetel gehandelt hatte. Nur wenige Mo­
nate nach der Albrecht-Entscheldung wurde im 
September 79 das Atomgesetz durch die Re· 
gierungschets von Bund und Ländern (das Par­
lament wurde garnicht erst gefragt) unverzüg· 



lieh .neu def'Wel't" (bzw. Im Umg8ngsdeutsCh: 
emeut gebrochen). Man schuf flugs .eine 
Rechtsquelle besonderer Art", die sogenannten 
.~sorgungagrundsätze•. Diese dienten alleitl 
dem Ziel, • Voraussetzungen für die Genehmi­
gungen weiterar Atomkraftwer1<e zu schaffen·. 
Weiter führte die .Frankfurter Allgemeine• hier­
zu aus: 
.In Anpassung an Teile dervef'N81tungsgerlchtll­
chen Rechtssprechung, Clle nicht mehr schon 
die ersten Tellerrichtungsgenehmigungen an ei­
ne gesicherte Entsorgung zu knUpfen willens Ist, 
Mitden die Entsorgüngsvontussetzungen eln­
schllnl<and lnterptetiert. Sie sollen nicht mehr 
schon bel der ersten Tellgenehmigung .•• den 
,.Nac:hwels acwelchender EntsorQIItQSVorsor­
ge• enthallen, sondern .Urrte~n· dafUr sollen 
genllgen. Die bisher stringente (??) Vorausset­
zung, daB die geplante Entsorgungsvorsorge auf 
.,realistische Planung• gestUtzt werden kann, die 
sich .auf Fortschritte der Verwir#dlchung das 
Entsorgungszentrums abstiJtzt• . .. wird relati­
viert .... 
Wlhrend es frlJher unter anderem die • Voraus­
wahl" fUr einen geeigneten Standort fUr ein 
Entaorgungszentrum war, soll nun genUgen die 
• Vorauswahl eines oder mehrerer grundsitzlieh 
geeigneter Standolte fUr ein externes Zwischen­
lager .•. RJr die ErteHung erster Tellerrichtungs­
genehmigengen fUr Keml<raftwerl<e sollen .Fort­
sdlritte" bei der Enlchtung von Wlederaufarbel­
~ gen(Jgen, aber auch von Anlagen 
u Behancllltfl bestrahlter Brennelemente zur 
Encl/tlgerung ohne Wfedentufarbeltung. Die Vo­
~aUSSetzUngen werden noch einmal verldelnert: 
,JMndestens mu8 die Vorauswahl eines Standor­
tes fUr ein Endlafler getroffen •e.,, • 
(FAZ vom 18. 1.80) 
Dieser Betrug 1st gigantisch: seine Folgen unab­
aehber. Oie oben erwähnte .,Anpusung an Teile 
der verwaltungsrechtlichen Rechtssprechung• 
hat es nie gegeben11m Gegenteil! So hatte das 
Oberverwaltungagertcht Lüneburg unmiBver­
stlncllch zu erkennen gegeben, daS die .Bereit­
stellung ek'les ZWischenlagers• als ausreichen­
de Entsorgt.l'lg nicht akzeptiert werden könne. 
,.Bereits bei der Errichtung der Anlage•, ent­
schied das Lüneburger Gericht, mUsse .die spä· 
tere Verwertung und Beseitigung der anfallen· 
den Reststoffe und Abfälle als durchführbar 
ange&ehen we~·. (Spiegel vom 4.6. 79) 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern ha­
ben sich der Rechtssprechung nicht angepaSt, 
sondern diese zum alleinigen Wohl der Atomin· 
dustrie außer Kraft gesetzt 
Vorläufiger Höhepunkt dieser traurigen Entwik· 
klung 1St die Feststellung des Bundeskanzlers 
und der Ministerpräsidenten vom 29.2.80, .daS 
cle Trockenlagerung eine realisierbare Per­
speldive für die Entsorgung von Atomkraftwer­
ken darstellt und daS der Hinwels auf die Mög· 
IIehkeit der Entsorgt.l'lg eines At<Yis durch die 
sogenannte Trockenlagerung ausreicht, um 
den Bau und die Inbetriebnahme von weiteren 
Atommeilern zu genehm!Qen". 
(V~ . • Du Trockenlager1<01\Zept, eine krltlache 
Be8Chrelbung". s. 44) 

Betrug Nr. 2: 
Die Verträge mit der COGEMA 

ln Cap La Hague (Frankreich, Nonnandle) steht 
die weltweit einzige kommerzielle WAA. Engli­
sche, amerlkanlsche und japanische Anlagen 
dieser Art mußten auf Grund nicht behebbarer 
technischer Schwierigkeiten ihren Betrieb ein­
stellen. Gebaut wurde die Anlage in La Hague 
für die Wiederaufbereitung der relativ leicht be­
strahlten Brennelemente aus den französi­
schen Gas-Graphit-Reaktoren. Versuche, die 
hochabgebfannten Brennelemente aus west· 
deutschen Leichtwasserreaktoren •ufzuberel­
ten, scheiterten, und führten zu schweren Be­
schädigungen der Anlage. LedigAch 6% der 
ursprünglich vorgesehenen 400 t pro Jahr kön­
nen derzeit aufgearbeitet werden. Deshalb soll 
am gleichen Standort eine zweite Anlage für 
dieS'e Art von Brennelementen gebaut werden. 
Ob diese einmal funktio~:~iert. steht in den Ster• 
nen. Dennoch wurde mit der französische.n Be­
trelbergesellschaft COGEMA bis 1984 per Ver­
trag die Obernahme von 2.500 t abgebrannter 
Brennelemente aus der BRO geregell Die so 
.geregelte" Entsorgung war Voraussetzung für 
die Genehmigung zahlreicher At<Yis in der BRO. 
DaS an den Verträgen zwischen COGEMA und 
z.B. der DWK etwas faul war, zeigte sich schon 
daran, daS sogar den für die Sicherheit von 
Reaktoren zustindlgen Mitgliedern der Reak­
torsicherheitsgruppe Im Bundestag volle Ein­
sicht in die Verträge lange Zeit nicht gewährt 
wurde. Die Geheimnistuerei nahm groteske 
Fonnen an .• So wurde den deutschen Parlamen­
tariern strikt untersagt, Im Rahmen Ihrer ReiSe 
(nach La HaQC.Ie) etwa Gesprljche mit Vertretern 
der Gewerlc.schalt CFDT oder des Betrlebsrars 
des Unternehmens zu fUhren •••• Das Bundesin­
nenministerium hatte den Abgeordneten vor 
Ihrer Abreise warnend mitgeteilt, die französi­
sche Botschaft ln Bonn vertrete den Standpunkt, 
Gesprliche mit Krltll«tm der Wfedanudberet­
tungsanlage ln La Hague wUrden von Paris 'als 
ein unertrtlgllcher Akt der ElnmlschUI1fl ln ein 
akutes Innenpolitisches Spannungsfeld' 
empfunden. Mit einer Belastung der zwischen­
staatlichen Beziehungen sei zu rechnen. • 
(Stern vom 1.3. 79) 

Inzwischen sind diese Verträge doch bekannt 
geworden. Ihr Inhalt Obertraf alle negativen 
Erwartungen. So sollte nicht an die Öffentlich· 
keit kommen, daS die COGEMA laut Vertrag· 
stext von einer jährlichen 3%igen Verlustrate 
beim wiederaufgearbeiteten Plutonium aus­
geht. Real bedeutet dies, daS bei einem Jahres­
durchsatz von 400 Tonnen 120 kg Plutonium 
verschwinden können, ohne daS die COGEMA 
gegen vertragliche Auflagen verstößt 
Geradezu abenteuerlich Ist es. daB die COGE· 
MA im Fall einer gelungenen Wiederaufarbel· 
tung ihren ~ertragspartnem das Plutonium 
nicht in den Brennelementen inte griert zurük· 
kerstattet, sondern den reinen Bombenbaustoff 
Plutoniumdloxld. Ober eine .Preisgleitklausel" 
kann der Preis für die Wl8deraufarbeltung stän­
dig nach oben geschraubt werden: So hatte 
sich der Preis für die Aufarbeituno von 1 kg 
Brennelement von 33$ 1971 auf 700$ 1978 
erhöht. Darüberhinaus verpflichten die Verträ· 
ge die Setreiber von La Hague - zu überhaupt 
nichts. Wenn die Lagerbecken. die die aufzube· 
reitenden Brennelemente a.ufnehmen sollen, 
voll sind, werdarf erst gar keine Brennelemente 
abgenommen. Eine Wiederaufarbeltung der 
Brennelemente wird nicht garantiert. Die reale 
Situation 1st inzwischen so, daS die existieren· 
den Lagerbecken in La Hague voll sind, vor 
allem deswegen, weil die Wlederaufarbeitung 
der darin gelagerten Brennelemente nicht 
klappt Denn beim Abschluß der Verträge hat 
die COGEMA so kalkuHert, daS imm.er so viele 
Brennelemente angeliefert werden, wie aufbe­
reitet werden können, wenn die Anlage wie ge­
plant läuft und keinerlei Fehler oder Schwierig· 
keiten auftreten. 
Aber trotz dieser Situation hört die COGEMA 
nicht auf, weiter Verträge für Wiederaufberei· 
tungslelstungen abzuschließen. Für die BOer 
Jahre verfährt sie dabei nach der Methode, daB 
die Vertragspartner das Geld vorachleSen mOs· 
sen für die UP-3 - die geplante zweite Wlede­
rau1bereltungsanlage. Wenn diese gebaut ist 
und wenn sie funktioniert, dann haben die Ver· 
tragspartner einen Anspruch darauf, d"S ihre 
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abgebrannten Brennelemente aufbereitet wer­
den, aber nur dann. Also: Erst Geld, dann viel 
später eventuell erst die Leistung, beim Fehl­
schlag gibt es kein Geld zurück. Zurück gibt es 
dafür übrigens etwas anderes, nämlich den bei 
der Wiederaufbereitung anfallenden Atbmmüll, 
den müssen die Vertragspartner auf jeden Fall 
zurücknehmen. 
(Einer der zahlreichen Verträge mit COGEMA 
ist dokumentiert in der empfehlenswerten Bro­
schüre .Entsorgung im Eimer") 

Diese Tatsachen werden bis zum heutigen Tage 
vertuscht oder beschönigt. Nach wie vor ist die 
WAA La Hague ein unverzichtbarer Bestandteil 
im westdeutschen Entsorgungskonzept, nach 
wie vor wird durch DWK-chef Scheuten .die 
Wlederautarbeitung deutscher Brennelemente 
in derfranzösischen WAA COGEMA"zur ,.realen 
EntsorgungsmaBnahme" zurechtgebogen. (FR 
vom 26.9.80) Nach wie vor behaupten maßgeb­
liche Hintermänner dieses Betrugsmanövers, 
wie der damalige Staatssekretär im Bundesin­
nenministerium, die Unwahrheit: ,.Staatssekre­
tär Hartkopf vertrat jedoch die Ansicht, df!l Ge­
fahr sei gering, daß die Verträge mit der COGE­
MA über die Abnahme von über 2500 t abge­
brannter Brennelemente nicht erfüllt würden. 
Gegenwärtig gebe es keinen Anlaß, besorgt zu 
sein." (Handelsblatt vom 1 0.8. 79) 

treiber die bisher eingelagerten Abfälle jedoch 
,.faktisch nicht riickholbar." (FR vom 9.3.79) 
Demgegenüber legte im vergangeneo Jahr der 
Braunschweiger Wasserbauingenieur Jürgens 
nach zweijährigen Untersuchungen eine Ausar­
beitung vor, .. die zu dem Ergebnis führt, die Asse 
sei für die Lagerung von Atommüll ungeeignet. 
Zur Begründung führte der Wissenschaftler 
unter anderem an, wegen vorhandener 'Ouer­
sti5rungen' zwischen dem BergwerkAsse II und 
dem benachbarten ersoffenen Schacht Asse 111 
sowie wegen wasserfUhrender Anhydritschich­
ten im Salzstock sei nicht auszuschließendaß 
Asse II ersaufe. Die Gesellschaft für Strahlen­
und Umweltforschung (GSF) selbst habe die 
Wasserverhältnisse im Bereich der Asse nur 
unzureichend untersucht und auch keinen 
schlüssigen Nachweis für die Standfestigkeit 
des Grubengebäudes geführt. 
Gefahren für die Standfestigkeit ergeben sich 
nach Ansicht von Jürgens unter anderem da­
raus, daß sich das Grubengebäude auf eine 
wasserli5sliche Camalitschicht stützt. Wie wenig 
VerlaB auf die Festigkeit einer solchen Schicht 
sei, habe sich bei Bergwerkseinbrüchen in der 
Umgebung schon wiederholt gezeigt. 
Aus diesen und anderen in der Expertise behan­
delten Gründen seien Umstände denkbar, unter 
denen radioaktive Stoffe in den Biozyklus zu­
rückgespült würden, ehe sich ihre Strahlenlnten-

Betrug Nr. 3: Die "vorläufige" Endlagerung 
im Salzbergwerk Asse II 

Auch die Beseitigung der schwach- und mitte­
laktiven Abfälle (verstrahlte Handschuhe, Werk­
zeug, Metallteile etc. aus AKWs, nuklearmedizi­
nische Abfälle etc.) ist alles andere als geregelt. 
Pro Jahr werden mehrere zehntausend 200 Li­
ter-Behälter ( aus Blech oder in Beton einge­
schlossen) mit derartigen Abfällen gefüllt. Für 
1987 wird mit einer Abfallmenge von 200.000 
Fässern gerechnet. Bis zum Jahre 1979 wurden 
124.000 Fässer mit schwach~Jktivem Material 
und 13.000 Fässer mit mittelaktivem Abfall im 
Salzbergwerk Asse untergebracht. Man lieB die 
Fässer einfach am Boden eines Schachtes ab, 
(wobei einzelne Fässer zerbrachen) und schüt­
tete loses Salz darüber. 
.. Die Wissenschaftler schwi5ren darauf, daß die­
ses 'Einpi5keln' nicht nur ein sicheres sondern 
auch ein wirtschaftliches Verfahren sei. Damit 
stehe eine zuverlässige Technologie für die Ein­
lagerung schwach- und mittelaktiver Abfälle zur 
Verfügung." (FAZ vom 21.5.80) Obwohl im offi­
ziellen Sprachgebrauch die Asse als .. Versuchs­
lager" tituliert wird, sind nach Angaben der Be-

sität bis zur Ungefährlichkelt vermindert hat. Für 
die in schwach- und mittelal<'tivem Müll haupt­
sächHch vorkommenden Nukleide Strontium 90 
und Cäsium 137 wäre eine sichere Lagerung für 
mindestens 600 Jahre erforderlich." (FR vom 
9.3.79) 
Seltsamerweise stieBen die Setreiber nach 
zwölfjähriger Atommüllagerung ,.bei einer Boh­
rung in 870 Meter Tiefe auf ein Laugenvorkom­
men unbekannter GroBe. Nach Angaben eines 
GSF-Sprechers Ist nicht klar, woher die Flüssig­
keit kommt. Mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 
ki5nne verneint werden, daß eine Verbindung 
zum Grundwasser bestehe, sagte ein Sprecher." 
(FR vom 9.3. 79) Trotz derlirtiger Vorkmmnisse 
beharten die Vertreter der GSF auf ihrem Kon­
zept, welches sie .. nicht nur aus Kostengründen 
bevorzugen. Sie erklären, aus gebirgsmechani­
schen Gründen sei es günstiger, die Bergwarks­
kammem bis obenhin mit losem Salz zu füllen. 
Sie räumten auch ein, daß ohnehin noch weitere 
Forschungsarbeiten notwendig seien, beispiel­
weise zur Oberwachung des Gebirgsverhaltens 

während und nach Füllung der Kammern." (FR 
vom 8.3.79) 
Diese Katastrophenplanung soll also weiter lau­
fen, - mehr noch: sie gilt als vorbildlich, als der 
Beweis für eine sichere Atommüllendlagerung 
in Salzstöcken. So heißt es in einem Informa­
tionsblatt des BMI: .Bei sachgemäßer Behand­
lung und Endlageru1Jf8dioaktiver Stoffe in dazu 
geeigneten Salzsti5cken kann ein sicherer Ab­
schluß gegen die Biosphäre gewährteistet wer­
den ... Die Endlagerung schwach- und mittelakti­
ver Abfälle aus Kernkraftwerken, aus sonstigen 
kerntechnischen Anlagen, Medizin u.a. ist im 
Salzbergwerk ASSE jahrelang erfolgreich 
erprobt worden." (Info-Blatt des Bundesinnen­
ministeriums vom 12.6.1979) 
Daß seit Ende 1978 kein Atommüll in der Asse 
gelagert werden darf, hat allein juristische Grün­
de: Vorerst muß ein ca. fünfjähriges Planfest­
stellungsverfahren über die ·sühne gehen. Seit­
dem diese Abfallgrube unbenutzbar ist, platzen 
diversen Landessammelstellen für schwach­
und mittelaktive Abfälle aus allen Nähten. Ein 
nuklearklinisches Krankenhaus bei München 
mußte wegen dieser Misere bereits geschlos­
sen werden, während bezeichnenderweise die 
AKWs den tonnenweise anfallenden Müll weiter 
produzieren dürfen. 
ln ihrer Not vereinbarten Bund und Länder im 
Februar 1979, daß die Asse weiterhin mit Atom­
müll gefüllt wird - erneut eine eindeutige Verlet­
zung des Atomgesetzes, da man so das Plan­
feststellungsverfahren zu umgehen suchte. 
Vordergründig wurde beteuert, daß in diesem 
Falle wirklich nur ein .. Zwischenlager" in Be­
tracht käme. Den Hintergrund erfuhr nur der Le­
ser des Unternehmermagazins •Blick durch die 
Wirtschaft»: 
.. Es war beabsichtigt, diese so zwischengelager­
ten schwachradioaktiven Abfälle im Salzberg­
werk Asse später nach einem positiven Be· 
schluß eines nach der 4. Novelle des Atomge­
setzes erforderlichen · Planfeststellungverfah­
rens Im Salzbergwerk Asse zu belassen." (BdW 
vom 7.10.80) 
Dieses Gaunerstück scheiterte einzig an dem 
Einspruch des Bergamtes Goslar. 
Es hat den Anschein, als seien noch weitere 
Gaunerstückehen in Vorbereitung. Unmittelbar 
nach dem Spruch des Bergamtes Goslar gab es 
zumindest mehrere - streng vertrauliche - Be­
ratungen :Zwischen dem damaligen Bundesfor­
schungsminister Hauff und der niedersächsi­
schen Wirtschaftsministerin Breuel über die 
weitere Verwendung der Asse. 

••• Kurzmeldungen ••• Kurzmeldungen ••• Kurzmeldungen •• 

Die TAZ in Nöten 
Der T AZ geht es finanziell sehr schlecht; die 
fehlenden ca. 4.000 Abos, die ihre Existenz 
vorläufig endgültig sichern würden, kommen 
einfach nicht zusammen. 
Viele AKW-Gegner kritisieren die TAZ häufig, 
gerade die Ökologie-Berichterstattung: ge­
waltfreie Orientierung, Sprachrohr der BI Lü­
chow-Dannenberg, kritikloses Übernehmen 
von BBU-Positionen ... 
Auch der Göttinger Arbeitskreis hat vielfach 
Ärger mit der Berliner Zentralredaktion ge­
habt. Leserbriefe und Artikel wurden nicht 
abgedruckt, Anzeigen vom Atom Express 
nicht in die Zeitung genommen. 
Trotzall dem: die TAZ ist eine linke Zeitung, 
die wir wichtig finden und deren Weiterer­
scheinen auch für die Anti-AKW-Bewegung 
von Bedeutung ist. Positive Beispiele sind u.E. 
die Zentralamerikaberichterstattung oder das 
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Aufgreifen vordergründig nicht so spektakufä­
rer Umweltsauereien. Kritik und Widersprü­
che dürfen unserer Meinung nach nicht zu ei­
ner grundsätzlichen Infragestellung des Pro­
jektes TAGESZEITUNG führen. Wir rufen des­
halb dazu auf, die TAZ durch Abonnieren 
oder Spenden zu unterstützen! 
Die Tageszeitung, WatstraBe 11-12, 
1000 Berlln 65. 
Spendenkonto: PSchA Bertln-W. 434575-109, 
Freunde der alternativen Tageszeitung .. 

11. Wissenschaftler­
treffen 
Liebe Leute, 
wir laden Euch zum 11. Treffen der krltl· 
sehen Wissenschaftler gegen Atomenergie 
ein. 
Am 31. ~ ./1.2.81 in Heidelberg, Beginn 
11.00Uhr, Ende Sonntag 13.00Uhr. 
Thema: Meßbarkelt und Auswirkungen von 
Niedrigstrahlung 

Um gezielt Leute aus de.- "Bew~gung», also 
von Bis etc. anzusprechen und um den Kon­
takt zwischen den •Wissenschaftlern» und 
der ~Basis• zu verbessern, haben wir das 
Konzept der Treffen geändert. 
Jedes Seminar wird unter einem Oberthema 
stehen, wozu 3-4 Referate gehalten werden, 
um dann in eine thematische (Gruppen-)ar­
beit einzusteigen. 
Diesmal werden referieren Jörn Bleck(Bre­
men) über Meßmethoden, Ruggiero Schlei­
cher(Bern) über Messungen von Radioaktivi­
tätsabgabe"' aus Schweizer AKWs, Bernd 
Franke(Heidelberg) ü~r Niedrigstrahlung im 
Zusammenhang von Harrisburg und Barabara 
Hanske(Heidelberg) über medizinische Aus­
wirkungen von Niedrigstrahlung. 
Kontaktadresse: Okolnatitut, Wlelandtstr. 
21, 6900 Heldelberg, Projektgruppe Reak· 
torslcherhelt. Bitte mit Anzahl (Schlafplit­
ze) etc. anmelden! 



.Atommüll 

Briefaktion gegen japanische 
Atommüllversenkung Im Pazlflk 

Japan, das mit 21 Atomkraftwerken und einer 
Wiederaufbereitungsanlage zweitgrößte westli· 
ehe Atomland nach den USA. will zur "Probe 
noch vor dem März 1981 fünf· zehntausend 
Fässer mit Atommüll aus Ihrem Lagerbestand 
von über 250.000 Fässern, Im Pazlflk versen· 
ken. 
oäs ist die billigste Methode, den Atommüll 
außer Sichtweite zu schaffen, und zwar in ein 
Gebiet, das noch weniger als der Mond 
erforscht Ist. Ein Versenken des Atommülls in 
diese unkontrollier· und unbeaufsichtbare Bios· 
phäre bedeutet, de8 viele Generationen durch 
radioaktive Nahrungsketten und durch andere 
Folgen dieses kurzsichtigen Wahnsinns leiden 
und sterben müssen. Oie Atommüllversenkung 
steht in Zusammenhang mit Versuchen der ja· 
panischen Atomlndustrle, eine Plutonlumwirt· 
Schaft aufzubauen und eine atomare Autarkie 
zu etablieren, z.B: durch eine geplante zweite 
Wiederaufbereitungsanlage und Lizenzerwerb 
für Uranausbeutung in Sambia. Die Entwicklung 
der jaPanischen Atomwirtschaft zur Plutonium· 
wirtschaft hat natürlich militärischen Beige­
schmack. Oie Frage nach atomarer Bewaffnung 
Japans wird Immer lauter. 
Ebenso wichtig ist die fortschreitende Zusam· 
menarbeit der japanischen und amerikanischen 
Atomindustrie Im Pazifischen Raum, Ihre ge­
meinsamen Atomgeschäfte mit diktatorischen 
Reglmen wie Südkorea, Talwen und den Phlllp· 
pinen. 15 Atomkraftwerke werden in diesen 
Ländern betrieben oder gebaut Gemeinsam 
planen Japan und die USA auf einer pazifischen 
Insel ein Zwischenlager für abgeb~nnte Bren· 
nelemente aus diesan Ländern zu bauen, das 
eventuell zu einer W~&deraufbereitungsanlage 
ausgedehnt werden kann. 
Oie geplante Atommüllversenkung_ ist ein ent· 
scheidender Schritt, die Atomwirtschaft in die· 
ser Region weiter zu forcieren. Dies bedeutet 
die Umwandlung des Pazlfiks, der ohnehin 
schon stark von Kernwaffentests verseucht ist, 
in eine atomare Kloake, denn diesem Anfang 
werden andere Länder wie Südkorea, Taiwan 
und die USA folgen. 
Atommüllversenkung in den Pazifik wurde von 
den USA zwischen 1946 und 1970 nahe der Fa· 
rallon-tnsel, östlich von San Franzisco, prakti· 

ziert. Oie USA stellten 1970 diese Versenkung 
auf Protest von Umweltschützern und pazifi· 
sehen Anrainerstaaten ein. Nachforschungen 
an den dort versenkten Fässern. • Insgesamt 
7.500 Kiloliter • ergebe~. daß die Fische der 
Umgebung verseucht sind. E.s gibt Fotos von 
durch Wasserdruck zerquetschten und verro· 
steten Fässern mit verrotteten Zementfüllun· 
gen. 
Japah plant die erste "Probe"versenkung von 
500 Curie Radioaktivität Im nächsten Jahr Im 
Laufe der Zeit auf eine Versenkung von 100.000 
Curie jährlich zu erhöhen. 
Das wird zur Folge haben, daß auch der in Euro· 
pa und den USA zu Bergen aufgehäufte ra· 
diaaktive Müll (wieder oder verstärkt) Ins Meer 
geschmissen wird. 
Oie Notwendigkeit einer Briefaktion ergibt sich 
schon aus diesem Grunde, aber noch aus einem 
anderen: in Japan Ist die Industrie übermächtig, 
die Umweltbewegung dagegen eine sehr kleine, 
radikale Minderheit. Zwar läuft eine Unterschrif· 
tenaktion, und Regierungen und Bürgerinltiatl· 
ven auf pazifischen Inseln wie Guam, Salpan, 
Truk und Ponape, die aber mit Amerika und Ja· 
pan wirtschaftlich und militärisch verflochten 
und leicht unter Druck zu setzen sind, sind ent· 
schieden g99en die Atommüllversenkung. Aber 
bei der unaufgeklärten Öffentlichkeit ln Japan 
und den noch kleineren Widerstandsgruppen -
trotz der Katastrophen von Hlroshlma und Na· 
gasakl - ist die Gefahr groB, daß dieser Atom· 
müllexpert in das Internationale Gewässer statt· 
findet. 
Oie japanische Regierung und Industrie sind 
sehr auf Ihr Ansehen, ihr .Gesicht" bedacht. Wir 
rufen Euch deshalb zu einer Briefaktion gegen 
diese Atommüllversenkung auf. Im Brief soll die 
japanische Regierung mit einem Boykottjapanl· 
scher Waren bedroht werden, falls Ihr Vorhaben 
praktiziert wird. Das Ist die Sprache, die die dor· 
tigen Machthaber und die Jndustrie gut, sogar 
sehr gut verstehen. 
Oie japanische Bew99ung schafft es nicht allei· 
ne, andererseits reichen an alle Kontinente die 
Meeresströmungen. Deshalb schreibt bitte! 
Oie Briefe können in jeder Sprache abgefaSt 
werden. Englisch wäre aber am besten, zum 
Beispiel folgendermaßen: 

Minister of Comrrl8rce and lndustry Rokusuke 
Tanaka 
Tsusan-shoKasumlgaseki 1-3·1 Chlyoda-kuTo· 
kyo Japan 

Oear Mr. Tanakal 
Because of our responsibility for the coming ge­
nerations, 1 express my Indignation about the 
Japanase Govemment's plan, tosend radioactl· 
ve wastes to the bottom of the Paclfic Ocean. lf 
the Japanase Govemment doesn't change her 
plan of pollutlng international waters, I will stop 
buying Japanase goods, I as weil as my busi· 
ness-frlends. 
expectlng your reply, 
slncerely 

Wenn Ihr um Antwort bittet, wirtl das die japanl· 
sehe Bürokratie besonders aufhalten. 
Ihr könnt auch dem Premierminister schreiben. 
Hier die Adresse: Zenko Suzukl, Shusho-Kantei 
Nagata-cho 2·3·1 Cl)lyoda-ku Tokyo Japan 
Unterschriftensammlungen und Solidaritätser­
klärungen 999en die Versenkung können an die 
Umweltschutz-Selbsthilfegruppe geschickt 
werden .Adresse: Jishu Koza Mukogaoka 1·3· 7 
Bunkyo-ku Tokyo Japan 
Diesen Aufruf unterstützen Freunde der Erde, 
Ärztegruppe gegen Atomkraftwerke, Umwelt· 
magazln, Greenpeace, TAZ und Atom Express. 

••• 
Atomruinen ln Schacht Konrad 
Das ehemalige Eisenbergwerk .Konrad" bei 
Salzgitter wurde seit fünf Jahren auf eine EI· 
gnung als Endlagerstätte für schwach· bis mit· 
telaktiven MUll aus Großforschungsanlagen, 
Landessammelstellen und vor allem aus Atom· 
krattwerken untersucht. Die Untersuchungen 
werden von'der Gesellschaft für Strahlen· und 
UmweltforschunQ" und dem Kernforschungs· 
zentrum Kerlsruhe durchgefUhrt. Ende Dezem· 
ber erklärten diese nun auf einer Pressekonfe· 
renz, daß einer Nutzung des Schachts nichts Im 
W99e stehen würde. Das Gestein sei absolut 
trocken, von der Außenwelt abgeschlossen und 
außerdem habe es in der G99end in den letzten 
tausend Jahren kein einziges Erdbeben gege· 
ben. 
Oie konkreten Untersuchungsergebnisse sind 
bisher noch nicht veröffentlicht worden, des· 
halb lä8t sich dazu Im Moment wenig sagen. 
Es hat bisher eine strikte Geheimhaltung der 
Ergebnisse gegeben; die örtlichen Bürgerlnltia· 
tiven haben keinerlei Einsicht erhalten und auch 
ihre Forderung, das Freiburger Öko-Institut in 
die Untersuchungen einzubeziehen, wurde bis· 
her total ignoriert. 
Es sieht ganz so aus, als sollte dieses Endlager 
zügig ausgebaut werden, denn bereits ln der 
Vergangenheit wurden eine neue Eisenbahn· 
strecke, eine 4-spurige SchnellstraSe und ein 
neuer Containerhafen in der Nähe gebaut. (Ein 
ausführlicher Hintergrundbericht war bereits im 
Atom Express Nr. 21 abgedruckt!) Wegen sei· 
ner Größe soll Schacht Konrad auch speziell zur 
Aufnahme ganzer Atomruinen ausgebaut wer· 
den. 

Foto: Kaputte Filsser mit radioaJ<tivem MUll 
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Atommüll 

Asse II: Vom "Versuchsendla­
ger" zum offiziellen Endlager? 

Das ehemalige Salzbergwerk Asse II (bei Wol­
fenbüttel) dient als Lagerstätte für schwach­
und mittelaktiven Atommüll. 
Aufgrund langanhaltender Proteste und groBer 
technischer Unsicherheiten wurde die Geneh­
migung zur Einlagerung t978 nicht weiter ver­
längert, sondern ein Planfeststellungsverfahren 
eingeleitet. Bisher ist die Einlagerung unter dem 
Schlagwort der «rückholbaren Endlagerung» 
vonstatten gegangen, in Zukunft soll diese Ein­
lagerung jedoch auf eine juristisch eindeutigere 
Rechtslage gestellt werden. Deshalb das Plan­
feststellungsverfahren. Im Moment wird nicht 
eingelagert, aber es werden umfangreiche For­
schungs- und Entwicklungsprogramme unter 
Tage durchgeführt, um weitere Lagerräume in 
700 und 1 000 Meter Tiefe zu erschließen. Da­
nach soll Asse II ein offizielles Endlager wer-

· den. 
Inzwischen scheint selbst dem Kreistag das 
Ganze nicht mehr geheuer zu sein, nachdem er 
feststellen mußte, daß Asse II gleichberechtigt 
neben Gorleben als atomares Endlager im 
neuen Entwurf des niedersächsischen Rau­
mordnungsprogrammes vorgesehen ist. Das ist 
denn doch zu viel. So will der Kreistag darauf 
drängen, daß eine unterschiedliche Bedeutung 
der beiden Standorte ausgewiesen wird; denn 
der Kreistag hat bereits vor langer Zeit einen 
Beschluß gefasst, der sich gegen die Einlage­
rung von hochaktivem Müll in der Asse richtet. . 
Die Befürchtung der Bis um die Asse war schon 
immer, daß Asse, in dem schon lange Versuche 
mit hochaktivem Müll durchgeführt werden, 
klammheimlich zum Endlager auch für jenen 
Müll gemacht wird, sollte es in Gorleben nicht 
klappen. 

§1924,Abs.4: Kinder erben zu gleichen'leilen 

Jetzt auch Lager für schwachaktive Abfälle in Würgassen 

DWK-Prese-Mitteilung 

Die DWK-Presseabteilung hat auch den Atom 
Express wissen lassen, daß die Entsorgung der 
Kernkraftwerke zu ihren wichtigsten Aufgaben 
gehört .• Wir gestatten uns, Sie in Zukunft über 
Probleme aus dem Bereich Entsorgung der 
Kernkraftwerke regelmäßig zu informieren und 
senden Ihnen hierzu entsprechende Presse­
Mitteilungen zu. Selbstverständlich sind wir ger­
ne bereit, Ihnen mit weiteren Auskünften behil­
flich zu sein und verbleiben" ja, wie - verblei­
ben? Ach ja, .mit vorzüglicher Hochachtung". 

Die Entsorgungssituation für radioaktive Abfall­
stoffe wird immer prekärer. Nichtnur die Besei­
tigung abgebrannter Brennelemente bereitet 
den Atomkraftwerksbetreibern Kopfzerbre­
chen. Seit jüngster Zeit ist es auch zu Schwierig­
keiten bei der Beseitigung sogenannter schwa­
chaktiver Abfallstoffe gekommen. Die Preus­
sen-Eiektra hatjetzt die Genehmigung erhalten, 
auf dem Kraftwerksgelände in Würgassen eine 
Lagerhalle für schwachaktive Abfälle zu errich­
ten. 
Hintergrund dieser Maßnahme ist der Umstand, 
daß in das "Versuchsendlager Asse II" seit Ende 
1978 keine radioaktiven Abfälle mehr abgelie­
fert werden können. Auch in den nächsten Jah­
ren wird das wegen des laufenden Planfeststel­
lungsverfahrens nicht möglich sein (siehe Be­
richt in dieser Ausgabe). Ein existierendes ähnli­
ches Landessammanager in Nordrhein-Westfa­
len darf von den Betreibern nicht benutzt wer­
den. 

Wie jedes AKW in der BRD verfügt auch Wür­
gassen bereits über ein internes Lager, in dem 
die Abfallstoffe bis zum Transport in die Asse II 
aufbewahrt wurden. Da seit Ende 1978 keine 
Abfallprodukte mehr abgeliefert werden konn­
ten, ist die Kapazität des Lagers bald erschöpft. 
Die schwachaktiven Abfallstoffe - wie verstrahl­
te Arbeitskleidung, Putzlappen, Platiktüten und 
Handschuhe - werden nach spezieller Vorbe­
handlung in Stahlblechfässer verpackt und luft­
dicht verschlossen. Zur Asse II wurden aus Wür­
gassen bereits 7000 solcher Fässer geliefert 
und eingelagert. ln Würgassen fallen jährlich 
rund 1 000 Fässer an. Sie sollen nun in der vom 
Detmolder Regierungspräsidenten genehmig­
ten "Transportbereitstellungshalle" aufgebahrt 
werden. Die Halle hat mit ihren vier Abschnitten 
eine Aufnahmekapazität von 8000 Fässern je _ 
200 Liter. 1 

Gelehrte uneins über sichere Methode der Atommüll-Lagerung 
Bedenken gegen die Einlagerung in Borosili.Ut-Gtiser I Ktrnforschun1SUiltrum Karlsruhe denkt über Alternativen nach 

FRANKFURT A. M., 9. Oktober. Die 
Frage der sicheren Endlagerung hochra­
dioaktiver Abfallstoffe aus Atomkraft­
werken im Gestein nach der Wiedl!rauf· 
arbe!tung hat zu einem h.ettig$1 Gelehr• 
tenstreit geführt; Während die l(onzep­
tion für die zwischenzeitlich auf Eis ge­
legte Wiederaufarbeitungs-Anlage in 
Gorleben, die als Pilotprojekt gilt; vor· 
sieht, die ndlQ!lktiYen Stoffe m Borosi­
likatclber e!Jauscbmelzen, meldeten 
Wissenschaftler aus dem In- utld Aus­
land gegen di~ Methode starke :Bi:den• 
ken an. Zum einen melneb die Krlt1ker, 
daß diese Glllser zwar relativ stabtl ge­
genüber dem Grundwauer aelen, die 
Wärme und die Einwirkung von Was­
serdampf führten jedoch schilt\ · nach 
wenigen Wochen zu ZerfallJersqhelnun­
gen. zu t;ll.esen Bedllllken, die der Göt· 
tlneer Mineraloge Albert Gü~ter Betr• 
DUIIIIl IChon vor e!nlger Zelt vorgetra­
gen hatte, kommt die Sorge austra-­
lischer WlssensQbllftler Imzzu. liad!Olak.so 
tive Strabj,ung ~te die GlaSIIUUeria-­
lieu., -~~~~~sen, daß . sie -..a. 
F~ft~ werdett, '""' 

Tatsächlich haben die Kritiker nach 

1/3/t/5/Z 
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V~m unserem Redaktionsmitglied GUater Hollenstein 

FR-Informationen offenbar bewirkt, 
daß Im Kernforschungszentrum Jüllch 
Alternativen zur Borosilikat•l(onzep-· 
tlon entwickelt werden. Dabei steht das 
Problem. im VorderJlU!ld, daß radloalt­
tlve Abfallprodukte (RadionU'kiide) in 
den Glasblöcken nie vollständig gelöSt 
und als solche empfthdlich gegen ther· 
mische Spannungen. und Gebtrgsd~ck 
sind. Au~Serdem milssen bei der Eln­
Sclurie1Zung sehr I!Cibe 'tel:l~~Per~U.uren 
en~t wetden, wodurch di,e Gefahr 
beste!U, daA Radionuklide entweichen. 

Die Langzeitwirkung der Radioaktivi­
tät wtrd im Hahn-Mettnar•Iruititut in 
Berlin getestet, wobei es aber schwi~ 
ist, Versudlabedtngungen zu etltwickelri; 
die sich ohne weiteres auf sehr lroße 
zettrlill* .übertragen lassa Eine 
sichem .Einschlußzeit VOD etwa 1000 
Jal!irttlr ist ·erforderlieb, ebe die Radio­
e~tit:.IIO weitabgetnmken ~daß sie 
keine Unmittelbare Qetebr .meht dal'­
stellt. Mit~e Schwiertikett 
der = ,' · .anderem wtrd 
rrut · attW;ion an Ra• 
diooktivlr ~ ··QIU" wenlgsteu 
annähretnd lange Zelträume zu simulie­
ren-werden die Bedenken der Austra­
lier gel{en Langzeitwirkung von Radio-

aktivltät auch als zu pauschal zurückge­
wiesen. So genau habe sie bislang noch 
Dicht erforscht werden können. 

ln diesem Zusammenhang verweist 
man darauf. daß die. Australier an 
einem eigenen Konzept arbeiten und 
follltch "Partei" siniL Ihre "Synroc"­
Me'thode ("synthetischer Felsen") läuft 
ilarauf hipaus, ein~ Art künstli~hes Ge­
stehl zu Sdlaffell, bet dem die Radionu­
klide praktisc:h, cbemlscher Bestandtell 
sind. Hierzulande gibt es aber erheh· 
licne Zweifel, ob sich alle diese Abfall­
stoffe, die von untenchledlicher chemi­
scher Qualität sind, in einen solchen 
.Felsen" integrieren lassen. 

Iln Kernforschungszentrum Karlsruhe 
verspricht inan sich mehr davon, statt 
der Glasblöcke kleinere Glaskugeln zu 
ve..-nden, die wiederum in einetl 
Metallblock eingeschlossen sind. 
Daliln'ch ~hllht sieb die Stabilität ge­
genllber dem Druck der Gesteine, in die 
der "Abfallbehälter~ eingelassen wird 
Die Radionuklide werden in getrockne­
tem Zustand mit dem Glaspulver ver­
mtseht und dann gepreßt. Dabei sind 
nicht so hohe Temperaturen wie bei der 
Borosilikat-Methode erforderlich. Zu-­
sätzlich könnten .Mülltonnen" aus 

standhaften Metallen, in die der Abfall 
eingeschlossen wird, eine zusätzliche 
Sicherheitsbarriere darstellen. 

Wird auf eine Wiederaufarbeitung 
verzichtet, läßt sich die Lagerung offen­
bar einfacher bewerkstelligen. Zwar 
halten Befürworter einer Wiederaufar­
beitung dem entgegen, daß die sichere 
:E!nschlußzeit bei der Endlagerung des 
Atommülls, der in einem solchen Fall 
mehr Uran und Plutonium enthält, auf 
bis zu eine Million Jahre herauf4tesetzt 
werden müsse, das "System• als solches 
s@eint allerdings einfacher zu sein. Das 
ausgebrannte Brennelement wird ent­
weder als ganzes oder zerschnitten in 
einen Kantstet, etWa aus Kupfer, .ge­
kar>selt" und lllli:in gelagert. 

Auf diese Methode vetoweisen insbe­
soi:idere die Kritiker elll.er W!ederaufar­
beltung. Sie bemll.ngeln angesichts des 
Expertenstreits um die sichere Einlage-" 
rung von Atommüll, daß die Konzeption 
• ..,n l!!r ' ·, · ... w 
eine breite Giundl.a&.etWirsciJ,ung vorher 
zu betreiben. Der Physiker lieltm:tt 
Hirsch vom Oko-Institut in Hanrtover: 
"Die Methode wurde nach den Bedilrf­
J\issen der Industr!.e ausgewählt und ist 
daher in erster Linie relativ billig." 

Frankfurter Rundschau vom 1 0. 10.80 



Bayern will Atommüll in Mitter­
teich lagern 
Die Stadt Mitterteich im Landkreis Tirscben­
reuth soll Standort der neuen bayerischen Lan­
dessammelstelle für schwach- und mittelra­
dioaktiven Abfall werden. Bayerns Umweltmini­
ster Dick hat sich für Mitterteich entschieden, 
weil "es nicht in unmittelbarer Nähe von Natur­
schutz- und Wasserschutzgebieten liegt, nicht 
hochwassergefährdet ist und die erforderliche 
Infrastruktur besitzt". Die Sammelstelle die aus 
2 Lagerhallen bestehen soll, soll auf dem Gelän­
de des ehemaligen Gaswerkes - es dient jetzt 
als Sondermülldeponie - errichtet werden. Der 
Bau soll Mitte 1982 fertig werden. Jedes Jahr 
werden ca 500 Fässer aus dem medizinischen 
Bereich und 3000 Fässer aus Atomkraftwerken 
angeliefert werden. 1 0% davon wird mittelakti­
ver Atommüll sein. 
Mitterteichs Oberbürgermeister Karl Haber­
korn will sich "erstmal eingehend informieren". 
An Arbeitsplätzen wird für Mitterteich nicht viel 
dabei herausspringen. Es ist lediglich eine 1 0 
Mann Belegschaft geplant, vom Physiker bis 
zum Facharbeiter. Den Bürgern von Mitterteich 
ist bei diesen Plänen gar nicht wohl zumute. Ne­
ben der Sondermülldeponie nun auch noch ei­
ne Atommülldeponie? Nein! Kurz vor Weih­
nachten regte sich erheblicher. Widerstand. 
8000 Mitterteicher fanden sich zu einer Demon­
stration gegen die geplante Atommülldeponie 
zusammen! 

WAA bei Regensburg? 

Die Länderregierungen reiBen sich in letzter 
Zeit offenbar förmlich um eine WAA. Nach Nie­
dersachsen, Hessen und Rheinland-Pfalz mel­
det sich jetzt auch Bayern zu Wort. ln der Zeit­
schrift .Die Woche" wurde im November von 
Plänen berichtet, nach denen die bayrische 
Landesregierung bei Schwandorf-Wackersdorf 
bereits Bodenuntersuchungen vornehme, die 
als geologische Messungen getarnt seien. ln 
dem ehemaligen Braunkohlenrevier in der Nähe 
von Regensburg soll demnach eine W AA errich­
tet werden, mit einer Investitionssumme von ca. 
10 Mrd.DM. Das wäre dann keine .,kleine WAA" 
wie die in Hessen geplante, sondern würde 
schon an Dimensionen heranreichen (1500 t 
Jahresumsatz), wie früher in Gorleben vorgese­
hen. Von den offiziellen Stellen werden solche 
Pläne zwar abgestritten, aber auf Rückfrage 
erklärte der verantwortliche Journalist, daß sei­
ne Informationen aus .. absolut sicherer Quelle" 
stammen würden. 
Verwundertich wäre es auch nicht, denn Regie­
rungschef Strauß hatte bereits in seiner Regie­
rungserklärung gesagt, daß er gemäß dem Be­
schluß der Bund-Länder-Kommission prüfen 
werde, ob in Bayern ein geeigneter Standort für 
eine WAA vorhanden sei. Außerdem drängt 
auch die Zeit für die bayrischen AKWs, in denen 
die Lagerbecken bald überquellen werden. Will 
Strauß, ehemaliger Atomminister, und einer der 
größten Befürworter der Atomenergie, mutig 
voranschreiten und den anderen beweisen, wie 
man Atomanlagen durchsetzt? Warten wir's 
ab. 

Widerstand gegen die hessi­
schen WAA-Piäne 
Wir berichteten im letzten Atom Express aus­
führlich über die hessischen Atompläne, wobei 
die WAA ein Schwerpunkt ist. Es sind in letzter 
Zeit eine Reihe möglicher Standorte ins Ge­
spräch gebracht worden. Die Verunsicherung 
unter den Gegnern ist groB. Das wird sich auch 
nach einer Bekanntgabe eines möglichen Stan-

dortes - die übrigens täglich erfolgen kann -
nicht ändern, denn die hessische Landesregie­
rung wird fünf bis zwölf mögliche Standorte be­
nennen. Das geschieht nach dem gleichen Mu­
ster wie seinerzeit in Gorleben, um zu testen, wo 
die günstigsten politischen Bedingungen zur 
Durchsatzung des Projekts gegeben sind. 
Für die Gegner der Atompläne bedeutet das\ 
daß an allen möglichen Standorten massenhaf­
ter Protest entwickelt werden muß, also sehr 
viel Arbeit geleistet werden muß. Schon seit län­
gerer Zeit besteht der Plan, nach Bekanntgabe 
der Standorte eine zentrale GroBdemonstration 
durchzuführen. Auf der hessischen Landeskon­
ferenz am 15.11. in Gießen einigten sich die teil­
nehmenden Initiativen auf einen Termin 2-3 
Wochen nach Bekanntgabe an einem geeigne­
ten, betroffenen Standort. Am ersten Samstag 
nach Bekanntgabe soll deshalb sofort eine Lan­
deskonferenz stattfinden, um den genauen Ort 
festzulegen und die .konkreten Vorbereitungen 
einzuleiten. 
ln Gießen wurde ebenfalls beschlossen, die 
Informationsarbeit weiter zu verstärken, beson­
ders in den betroffenen Gebieten. Es wurde 
ebenfalls diskutiert, inwieweit sich die Initiativen 
an der im März dieses Jahres stattfindenden 
Kommunalwahl beteiligen können und sollen 
und ob eine Zusammenarbeit mit grünen und 
alternativen Listen sinnvoll ist. Die Anti-AKW­
Gruppen wurden deshalb aufgefordert, bis zur 
nächsten Landeskonferenz diese Frage mö" 
liehst zu klären. 

Plakate zu der geplanten Großdemo gibt es 
schon jetzt bei: Ursula Roos, Blelchstr. 24, 
6300 Gießen. 

•••••• 
Regionalkonferenz der nordhessischen Bis 
4.11.80 
Während der Konferenz war Rechtsanwalt Geu­
len aus Berlin anwesend und stellte an die Spit­
ze seiner Ratschläge für rechtswirksamen Wi­
derstand gegen atomindustrielle Anlagen das 
Nichtverkaufen von Grundstücken im Bereich 
der geplanten Anlage. Das Recht am Grundei­
gentum ist fast besser geschütz als das Recht 
auf Leben und Gesundheit. 
Nur durch Enteignung oder Besitzeinweisung 
kann der Gegner zur Verfügungsgewalt über 
das Gelände kommen. Beide Verfahren sind 
bundesgesetzlich streng geregelt und dauern 
jahrelang. 
ln Gorleben und an anderen Orten sind viele Ei­
gentümer leider durch Falschinformationen 
oder durch hohe Preise zum Verkauf überredet 
worden. Man drohte ihnen im Falle der Entei­
gnung würden sie später viel weniger bekom­
men. als man ihnen jetzt biete. ln Wirklichkeit 
steigt der Grundstückswert im Laufe der Indu­
strialisierung in der Regel so schnell, daB die 
Entschädigung am Ende höher ausfallen kann, 
als der jetzt gebotene hohe Kaufpreis. 
... Überhaupt zielen alle unsere Schritte vor 
allem auf Zeitgewinn, wobei wir hoffen, daß 
inzwischen Ereignisse eingetreten sind oder 
Meinungsänderungen sich vollzogen haben, 
nach denen alles anders aussieht. Empfohlen 
wird die Broschüre 'Und sie verkauften ihr 
Land', zu beziehen bei der BI Lüchow-Dannen­
berg, 313 Lüchow, Drawehnerstr .. 

ln Borken wir in Kürze ein Umweltladen eröff­
net. Zur Unterstützung bittet die BI um kleine 
oder groBe Spenden auf das Kont: Stadtspar­
kasse Borken: 6494 Stichwort 'Umweltladen 

Der Nordhessische Umweltbote hat groBes 
Interesse an Mitarbeiter/innen. Meldet euch 
bei: Wilfried Wackerbarth, Neustädterstr. 6, 
3580 Fritzlar, Tel: 05622- 47 56 

AtommUD 
Und als letztes noch Kassel; dort gibt es ein 
neues Umweltzentrum, wofür uns allerdings die 
Öffnungszeiten noch nicht vorliegen. Hier die 
Adresse: 
Umweltzentrum Kassel 
Elfbuchenstr. 18, 3500 Kassel, Tel: 0561· 
75307 

Kritische Naturwissenschaftler 
gegen die hessische WAA 
Am 7./8.2.81 findet im Raum Marburg ein über­
regionales Gründungstreffen einer Naturwis­
senschaftlergruppe gegen die geplante hessi­
sche WAA statt. 
ln einem Aufruf zu diesem Treffen heißt es: ... 
.,wie schon im Fall Gorleben müssen kritische 
Naturwissenschaftler dabei wesentliche Aufga­
ben übernehmen: a) Vermittlung der Gefahren 
dieser komplexen Anlage in allgemeinverständ- . 
licher Form an Bis und fachliche Beratung bei 
der Vorbereitung von Kapagnen; b) Auswertung 
der von der DWK ausgelegten Berichte (Tech­
nik, Sicherheit, Standortspezifika); c) ProzeB­
vorbereitungen (Aufarbeitung des Materials, 
Gegengutachten); d) Teilnahme an öffentlichen 
Diskussionen und Hearings, bzw. Vermittlung 
von Referenten. 
Diese Aufgaben sind so vielfältig und umfan­
greich, daß damit auch eine groBe BI überfor­
dert wäre. Dazu müssen sich kritische Naturwis­
senschaftler aller Fachrichtungen zusammen­
finden: Physiker, Chemiker, Techniker und Bio­
logen, Geologen, Meteorologen, Mediziner und 
Mathematiker.· 
Anmeldungen und Kontakt über: Helmut Bur­
dorf, Mozartweg 12, 3553 Cölbe, Tel.: 08421-
82 82 7 

Bürgerversammlung in Breuna 

ln der Nachbargemeinde von Volkmarseri, das 
als Standort für eine WAA im Gespräch ist, fand 
am 9.1.81 eine Bürgerversammlung mit etwa 
500 (!) Einwohnern statt. Prof. Bechert gab ei­
nen Uberblick über die durch den Bau und Be­
trieb einer W AA wahrscheinlichen Beeinträchti­
gungen und Schädigungen der Bevölkerung . Es 
wurde berichtet, daß die Vertretung der Stadt 
Volkmarsen über die Frage WAA -Ja oder 
Nein?- eine Volksabstimmung entscheiden las­
sen möchte - natürlich nur im parlamentari­
schen Rahmen. D.h., daß bei der kommenden 
Kommunalwahl 1m März jede nicht gegen 
SPD,FDP und CDU abgegebene Stimme als Zu­
stimmung zu dem Projekt genommen wird. Die 
Berichte einiger Landwirte, an die bereits we­
gen Landverkaufs herangetreten wurde, lassen 
unserer Meinung nach darauf schließen, daß die 
Standortplanung Volkmarsen schon wesentlich 
weiter fortgeschritten ist, als allgemein verbrei­
tet wird. 
Desweiteren wurde auf der Versammlung ein 
Sternmarsch am 1.Mai zum lberg (mögliches 
Baugelände) vorgeschlagen. Weiterhin findet 
am 15.1.81 im Bürgerhaus von Arolsen eine 
Informationsveranstaltung der Grünen statt. 
Am 22.1. wird in Warburg eine Bürgerversamm­
lung durchgeführt. 

Einige Anwesende 
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Nukleare Fern 
ln diesem Artikel wird die im letzten Atom Express begonnene 
Auseinandersetzung um die Zukunftspläne der Atom-Lobby 
weitergeführt: Es geht um die Erhöhung des Stromverbrauchs 
durch die Erzeugung nuklearer Fernwärme Im Hochtemperatur­
Reaktor 

Seit 1971 Im Bau: der H.ochtemperaturreaktor ln Uentrop·Schmehausen 

Wenn angeslchts der Elektrowärmepumpen· 
strategie eine Steigerung hinsichtlich der ge· 
melnsamen Interessen der Energieanbieter 
überhaupt noch möglich ist, so beim Projekt 
"Nukleare Fernwärmeerzeugung". Worum geht 
es? 

Nukleare Fernwärmeerzeugung" oder auch 
"Wärmetransport auf kaltem Wege" ist ein spe· 
ziell in der BAD mit Hochdruck betriebenes For· 
schungsprojekt,für denjenigen, der den Ver· 
sprechungen der Politiker und ihrer Wissen· 
schaftt{!r noch glauben kann, das Heizsyst~m 
schlechthin. Derjenige, der bereits einen Blick 
hinter die Kulissen geworfen hat, erkennt auch 
sofort warum. Hauptbestandteil dieses "neuar· 
tigen Heizsystems" ist nämlich ein neuer Typ 
Atomreaktor .. der sogenannte Hochtempera· 
turreaktor. Seine Wärme von rund 900 Grad 
Celsius (!) soll ein Gasgemisch chemisch verän· 
dem, die nunmehr in chemischer Form gespei· 
che.rte E11ergle über Rohrleitungssysteme dem 
Verbraucher zugeführt werden und dort durch 
eine Umkehr des chemischen Prozesses die 
Energie wledergewo.nnen werden. Es sollen 
hochwenage Gase wie etwa Wasserstoff 
erzeugt werden, vor allen Dingen aber die Koh· 
leverflüssigung und damit die Benzinherstel· 
Jung in großem Maße in Angriff genommen wer· 
den. Diese Vielfalt der Perspektiven garantiert 
für höchstes Interesse - nicht nur seitens der 
Energiemonopole. Damit ist dieses Projekt ge­
radezu ein Paradebeispiel der Großtechnolo· 
gie: Es hat die verheerenden Eigenschaften der 
Unübersichtlichkeit, der unbedingten Abhän· 
gigkeit des Verbrauchers, ist ungeheuer kapita· 
!intensiv und fördert unmittelbar ein weiteres 
Zusammenrücken der Energiemonopole. 
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Da sind zunächst die Krliftwerksproduzenten,­
die neuen Bauaufträgen gegenüber natürlich 
nie abgeneigt sind, insbesondere, wenn es sich 
um einen Reaktortyp mit derartig vielseitigen 
Perspektiven handelt; da es den Hochtempera· 
turreaktor (HAT) noch nirgendwo auf der Welt 
gibt, gilt es rechtz.eitig Know-How zu erwerben, 
das zwangsläufig eine Vormachtstellung manl· 
testiert und den Exportmarkt erschließt.So baut 
die Hochtemperatur-Kernkraftwerk-Gesell· 
schaft m.b.H. (HKG) und das heißt Im wesentll· 
chen die vereinigten Elektrizitätswerke Westfa· 
Jen (VEW) mit unseren Steuergeldern seit Mal 
1971 in Uentrop·Schmehausen,nur 120 Km 
vom Kalkar·Brüter entfernt. den ersten HTR. Die 
ausführende Armader HKG ist ein Zusammen· 
schluß bekannter Konsorten: Brown Boverie + 
Cie (BBC). die Hochtemperatur Reaktorbau 
GmbH (HRB),Tochter von BBC und Gulf und die 
NUKEM GmbH. 
Für die Elektrizitätsversorgungsunternehmen, 
die Atomindustrie und deren Zu Iieferfirmen lie· 
fert der HTR Argumente für die weitere Nutzung 
der Atomenergie, da. mit dem HTR nicht nur 
Strom sondern auch Heiz· und Prozeßwärme 
erzeugt werden können. Dies ist für die Atom· 
Iobby aus zwei Gründen besonders wichtig: 
Zum einen ist auf längere Sicht der Elektrizitäts· 
markt nicht lukrativ genug; die Zeit der phanta· 
stischen Zuwachsraten auf diesem Sektor ist 
vorbei und der Anteil der elektrischen Energie 
am Gesamtenergieverbrauch auf absehbare 
Zeit nur entscheidend durch ein Eindringen in 
den Wärmemarkt auzudehnen. Dies wird aber 
in dem Maße schwerer, wie deutlich wird, was 
es mit der sauberen Energie Strom auf sich hat 
und wie es· um die dies~>ezüglichen Energiebl· 

Adam 
Ianzen bestellt istDeshalb ist es für den Erfolg 
unerläßlich, neben der elektrischen Wärme· 
pumpe ein weiteres Eisen Im Feuer zu haben. 
Zum andem hat die Atom-lobby durch den HTR 
die Chance,dle "friedliche Nutzung der Atome· 
nergie • auch in den Bereich der Kohlewirtschaft 
und der industriellen Prozeßwärme auszudeh· 
nen. Ein willkommener Anlaß . um auch in dieser 
Hinsicht die Werbetrommel über die Nützlich· 
keit der Atomenergie zu rühren und die alleinige 
Abhängigkeit vom Markt der Elektrizitätserzeu· 
gung zu durchbrechen. Ein Versuch, der. wie die 
ersten Atomprogramme beweisen, seit der Ein· 
führungdes Atomministeriums unter F.J. Strauß 
stets verfolgt aber bisher nie realisiert werden 
konnte: Dies zeigt auch die Bauchlandung auf 
dem Sektor atomargetriebener Schiffe, ein Pro· 
jekt,das in der Anfangsphase absolut gleichran· 
gig neben dem Einsatz der Atomenergie zur 
Stromerzeugung war und nur deshalb sterben 
muBte,weil im Gegensatz zum Bereich der Stro· 
merzeugung beim Schiffbau und den Reede· 
reien noch so etwas wie Wettbewerb herrscht 
und Atomenergie auf einem Wettbewerbs· 
marktnie eine Chance hat. So aber läßt sie sich 
aufrecht erhalten, die Vision von Ehe zwischen 
den Zukunftsreaktoren Brüter und Hochtempe· 
raturreaktoren: Schnelle Brüter erzeugen die 
Elektrizität und den Brennstoff für die HTR, die 
wiederum produzieren Prozeßwärme. Kohle· 
benzin und Wasserstoff. 
Und dann sind da noch die Träume der Kohle· 
llltlrtschaft; allen voran die ihrer Manager. des 
nordrhein·westfälischen Wirt.schaftsmiriisters 
und der Spitzenfunktionäre der IG·Bergbau, de· 
nen so ziemlich alles egal ist, wenn es nur mit 
der "Sicherung der Arbeitsplätze" in Verbin· 
dung zu bringen ist. Gestattet das Konzept des 
HTR doch die Kohlevergasung in großem MaB· 
stab und hebt damit endlich die derzeit noch 
wirksame Konkurrenz zwischen Kohlenutzung 
und Atome'nergienutzung auf- sehr im lnteres· 
se der beteiligten En~rgiegiganten. 
Keine Kohlenutzung in großem Maßstab ohne 
Atomkraft und die Gewerkschaften sind auch 
mit von der Partie. 
Daß da die Gantlrtschaft nicht fehlen kann, 
leuchtet angesichts der Bedeutung des Sekun· 
därenergleträgers Synthesegas bzw. Wasser· 
stoffgas im HTR·Konzept unmittelbar ein. Uber· 
dies berührt dieses Konzept, das frühestens 
nach dem Jahre 2000 zu realisieren ist, nicht die 
derzeit igen Angebotsüberhänge. Und wer wäre 
schon abgeneigt. Kapital renditeträchtig und 
obendrein absolut sicher anzulegen. 
Das gilt natürlich erst recht für die Ölmultis. 
Einkaufen in andere Energieversorgungsunter· 
nehmen und auch branchenfremde lnvestltio· 
nen sind schon seit Jahren fester Bestandteil 
ihrer Politik geworden. Und da sollen sie fehlen, 
wenn es um die Substitution jene.s Produktes 
geht, das es Ihnen erlaubte Reglerungen zum 
Spielball ihrer Interessen zu machen? Keine 
Substitution von Mineralölprodukten in groBem 
Maßstab ohne die Ölmultis; Garant dafür sind 
ihre Vormachtstellung und die vielfältigen Ver· 
flechtungen auf dem Markt dt:~r Energieanbieter 
und Politiker. Zudem ist eine groBtechnische 
Substitution stets durch enormen Kapitalbedarf 
gekennzeichnet und da geht von vornherein 
kein Weg an den Ölmultis vorbei. 
Und wenn schon so viel vom Benzin die Rede 
war, so ist dies Konzept sicher auch das der Au­
tolndustrle. 



Wärmeerzeugung 
und Eva im Paradies 
Genügend Treibstoff ist nun mal die Vorausset· 
zung für den Verkauf von Kraftfahrzeugen, und 
wenn man selbst auch nicht so recht an die Zu· 
kunftsvisionen vom tropfenden Ölhahn glaubt, 
so kann es doch nie schaden, über eine weitere 
Treibstoffquelle zu verfügen. 
Und schließlich diejenigen, die in unser aller Na· 
men dafür die Steuergelder zur Verfügung stel­
len, daß all die Multis ihr Geschäft machen kön­
nen: die Politiker. Eine merkwürdige Mischung 
aus Hinterlist, Unwissenheit, Betrug, Arroganz 
und nicht zuletzt von vermeintlichen Sachzwän­
gen. Sie schuf die Grundlage für den unerschüt­
terlichen Glauben an die Machbarkeit und den 
Segen der Großtechnologie, frei nach dem Mot­
to: je größer und teurer desto besser. Wo wäre 
es besser nachzuvollziehen als im vereinten 
Kampf von Politik und Industrielobby bei der 
Durchsatzung des Atomprogamms. Ein Lehr­
stück, das jeden Tag auf's neue zu bewundern 
ist und seit Jahrzehnten im Haushalt "Energie­
forschung und Energietechnologie" seine Nie­
derschlag findet. Daß in den vergangeneo zwei 
Jahrzehnten keine Steuermark in die Nutzung 
alternativer Energien gesteckt wurde, während 
gleichzeitig allein über 20 Mrd. DM für die soge­
nannte friedliche Nutzung der Atomenergie be­
reitgestellt wurde, ist die Folge dieser guten Zu· 
sammenarbeit. Nicht zu reden von den 7 Groß· 
forschungszentren, die der Staat errichtete, um 
der Industrie das erforderliche Know-How zu 
verschaffen, für das wir dann ein zweitesmal 
von den Energiegiganten zur Kasse gebeten 
werden. Als einziges dieser Forsch~.mgsinstitute 
ist nur die "Deutsche Forschungs- und Versuch­
sanstalt für Luft· und Raumfahrt e.V." (DFVLR) 
nicht direkt mit der Nutzung der Atomenergie 

beschäftigt. Für alle anderen bedeutet Energie· 
forschung gleich Atomenergienutzung. So für 
das Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK), 
die Kernforschungsanlage Jülich (KFA), die 
"Gesellschaft für Kernenergieverwertung in 
Schiffbau und Schiffahrt" (GKSS), das "Hahn­
Meitner·lristitut für Kernforschung" (HMI), d~,ts 
"Max-Pianck-lnstitut für Plasmaphysik" (IPP) 
und die "Gesellschaft für Strahlen- und Umwelt· 
forschung" (GSF).Träger dieser Institute ist in 
allen Fällen der Bund, bei einigen mit Länderbe­
teiligung. Allein für diese Forschungsinstitute 
weist das Programm "Energieforschung und 
Energietechnologien" vom Bundesministerium 
für Forschung und Technologie (BMFT) für 

. 1977-80 einen Betrag von 2,2 Mrd. DM .aus. 
(1) 
Davon allein 2,1 Mrd. DM für die "friedliche Nut· 
zung der Atomenergie". 
Auch am Gesamthaushalt hat sich nichts geän· 
dert,wenn man einmal davon absieht, daß es 
derzeit für einen Politiker immer zu betonen gilt, 
wie wichtig gerade die Nutzung alternativer 
Energien ist. Beim :Geld hört dieser Spaß freilich 
auf! So fließen denn von 6, 7 Mrd. DM für Ener· 
gieforschung allein 4, 7 Mrd. DM in die Nutzung 
der Atomenergie; ganze 270 Mio. DM bleiben 
zur Alibipflege für alle alternativen Energiequel· 
len zusammen. Davon geht auch noch ein gut 
Teil an die oben erwähnten Großforschungs· 
zentren, etwa an die KFA, die neuerdings auch 
Gutachten über die Nutzung alternativer Ener· 
giequellen anfertigt. 
Von den 4, 7 Mrd. DM gehen rund 1,5 MRd. DM in 
die Entwicklung des Schnellen Brüters, rund 1 
Mrd. DM in das Pro~t HTR unter Federführung 
der KFA. Angesichts der Komplexität des The· 

mas "Nukleare Fernwärmeheizung mittels 
Hochtemperaturreaktor" hat man hier zwei Pro­
jektgruppen gebildet: die Projektgruppen "Nu­
kleare Fernenergie" (NFE) und "Projekt nuklea­
re Prozeßwärme" (PNP). Hinter der letzteren 
verbergen sich die KFA, die "Gesellschaft für 
Hochtemperaturreaktortechnik" (GHT), die 
"Hochtemperatur-Reaktorbau GmbH" (HAB), 
die Bergbauforschung und "Rheinbraun". Fried­
lich nebeneinander bearbeiten die KFA, GHT 
und HRB das "nukleare Wärmeerzeugungssy­
stem" (gemeint ist der HTR), die Bergbaufor· 
schung beschäftigt sich mit der Wasserdampf· 
vergasung und Rheinbraun untersucht die hy· 
drierende Vergasung der Kohle . 
Die Projektgruppe NFE wird bezeichnenderwei· 
se gemeinsam von der KFA und der "Rheini· 
sehen Braunkohlenbergwerke AG" (RBW) ge­
bildet. ln Eintracht arbeiten die Herren der Koh· 
le- und Atomindustrie an "Verfahren der Umset­
zung von Methan mit Wasserdampf mit ent· 
sprechender Rückreaktion zum Zweck~ des 
Transports großer aus einem HTR auskoppelba­
rer Wärmemengen über weite Entfernungen". 
Das Prinzip ist bereits erarbeitet; eine Versuch­
sanJage in Jülich ist auch schon im Bau. Die 
äußerst aufwendigen Komponenten für diesen 
Wärmetransport haben ihren Namen bereits 
und sind international stark beachtet: EVA heißt 
sie , die im HTR zu installierende Reformierung­
sanlage zur Erzeugung des transportfähigen 
Gasgemisches aus den Phasen Methan und 
Wasserdampf. ADAM sollen sie heißen, die vie· 
len aber nicht gerade kleinen Stationen zur 
Rückgewinnung der im chemischen Gasge· 
misch gespeicherten Wärmeenergie. 
Bild 1 zeigt sie:ADAM und EVA im Paradies. 

Die Kopplung der EVA mit ADAM 

Hochtemperatur-Reaktor mit EVA 
(Methanreformierung} 

T= Turbine 

G = Generator 

Ähnlich wie bei einem normalen Kernkraft­
werk wird die nuklear erzeugte Wärme auf 
einen Primärkreislauf (Helium) übertragen. 
Die Wärme wird zunächst in einem Refor-

ADAM 
(Methanisierung} 

j Fernleitung für H2, CO und C02 
Fernleitung für CH4 

merrohrbündel (EVA) bei der Gasumfor­
mung und in einem nachgeschalteten Dampf­
erzeuger wieder abgegeben. Der Dampf treibt 
eine Turbine zur Stromerzeugung an, außer-

dem wird er dem Synthesegas zugemischt. 
Durch Rohrleitungen wird das Gas zu ADAM 
transportiert, wo es seine chemisch gespei­
cherte Energie wieder als Wärme abgibt. 
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Nukleare Fernwärmeerzeugung 
GroB ist die Verlockung nicht nur für die Inge­
nieure der Verfahrenstechnik, Elektrotechnik, 
Werkstoffkunde (Temperaturen von 1000 Grad 
Celsius!) und des Maschinenbaus, verlockend 
auch unsere Aussichten, wenn man den Ver· 
sprechungen der Manager und Ihrer Wissen­
schaftler glaubt Der Antwort auf die Frage, ob 
wir es·uns verkneifen können, von den süßen 
Früchten zu naschen, kommen wir ein entschei· 
dendes Stück näher durch die Beantwortung ei· 
ner anderen Frage: Ist der Mensch eigentlich· 
lemfähig? 
Selbst wenn man diese Frage verneinen muß, 
bleibt uns noch eine kleine Hoffnung. Es ist dies 
der benötigte enorme Kapitalaufwand, der 
selbst die bisher einmaligen Anstrengungen zur 
Nutzung der Atomenergie noch in den Schatten 
stellt. Und es ist die Hoffnung, daß diejenigen 
Recht behalten mögen, die den HTR schon 
längst für gestorben halten. Denn derzeit arbei· . 
tet man in Jülich anstelle eines HTR noch mit ei· 
nem überdimensionalen Tauchsieder mit einer 
Leistung von sage und schreibe 1000 KW 
(- 1 MW) zur Erzeugung des 950 Grad Celsius 
heißen Heliums. 
Anschließend noch ein Zitat von Klaus Traube, 
dem ehemaligen Top-Manager der Atomindu· 
strie, der wie wohl kaum ein Zweiter Einblick in 
die internen Vorgänge hat. Er überschreibt ein 
Kapitel seines Buches mit: Das vollkommene. 
Chaos - der Hochtemperaturreaktor. 

"Und doch ist die Vision solange Humbug, wie 
man nicht dazu sagt, daß die technische Durch· 
führbarkeit durchaus ungesichert Ist, daß aber 
vor allem schon für den relativ einfacheren Ein· 
satz des HTR zur Kohlevergasung ein Entwik­
klungsprogramm einschließlich des sukzessi· 
ven Baus einer ganzen Reihe von milliarden­
schweren Demonstrationsanlagen erforderlich 
wäre,das vielfach so hohe Subventionen erfor· 
dern würde wie die Markteinführung des stro· 
merzeugenden HTR. Daß keine Aussicht be­
steht, in diesem Jahrhundert mit dem HTR wirt· 
schaftlieh relevante Quantitäten von Kohle zu 
vergasen. ... Als sei das alle$ nicht so, fließen 
allein in der Bundesrepublik jährlich weiter eini· 
ge Millionen Fördergelder der öffentlichen 
Hand in die HTR·Entwickh,mg auf der Basis so 
dilettantischer Vorstellungen wie etwa, daß mit 
Subventionen von etwa insgesamt noch vier 
Mlliiarden DM die Ära kommerzieller HTR·Koh· 
levergasung ab Ende der SOlger Jahre beginnt 
und im Jahre 2000 etwa 50 groBe Anlagen in 
der Bundesrepublik arbeiten. Politiker. Gewerk· 
schaftler und Vorstandsmitglieder großer Ge­
sellschaften vor allem aus dem Kohleland 
Nordrhein-Westfalen sprechen ernsthaft in der 
Öffentlichkeit vom HTR so, als begründe er ein 
neues Zeitalter der Kohleveredelung und helfe 
den Kumpeln, die Arbeitsplätze zu sichern, 
gla~ben auch daran.Und die meisten der a.n sol· 

eher Entwicklung beteilig1en Ingenieure und 
Wissenschaftler glauben ebenfalls daran, ande· 
re ver$chlie8eti Oie A~en und die, welche wis· 
sen, wollen sich keine Prügel zuziehen .... 
Und trotz all dieser Einwendung ist es nicht 
undenkbar, wenn auch keineswegs wahr· 
scheinlich, daß es eines Tages den ProzeBwär· 
me·HTR gibt, wenn nämlich der Mythos der Su· 
pertechnik noch bis ins nächste Jahrhundert 
anhält. Bis dahin allerdings werden die von der 
öffentlichen Hand für dessen Entwicklung auf· 
gebrachten Mittel um ein Vielfaches die jetzigen 
Anschläge. übertreffen. Aber das wird sich 
schubweise in mäßigen Quanten herausstellen 
und mit dem Hinweis auf die bereits angelaufe· 
nen Kosten jeweils zu bewältigen sein." (2) 

Uterat.ur: 
(1) Programm Energieforschung und Energie· 
technologien 1977·80, Hrsg. Bundesminister 
für Forschung und Technologie, 3. Auflage, 
Bonn 1977 
(2) Klaus Traube, Müssen wir umschalten? Von 
den politischen Grenzen der Technik, Raub· 
druck, S. 209 ff. 

IIR AUSILUG IR Dll A!OMWIL! 
gewidmet Herrn Henning, einem .lnteressier· 
ten" Leser des Göttinger Atom Express 

Am 29.9. fuhren wir, eine Gruppe hannover· 
scher AKW-Gegner, als Lehrer verkleidet, nach 
Grohnde, um das dortige AKW zu besichtigen. 
Die Einführungsveranstaltung fand im Info-Zen· . 
trum der AKW·Betrelber statt, welches direkt 
neben dem Friedhof von Emmerthai liegt. Da 
die AKW-Betreit>Eir nach eigenen Beteuerun· 
gen nichts dem Zufall überlassen, mußten wir 
davon ausgehen, daß diese spezielle Lage des 
Info-Zentrums die gu1-nachbarschaftliche Be­
ziehung der Atomindustrie zum Tod darstellen 
soll. Für soviel Offenheit waren wir sehr dankbar 
und gerührt und voller Hoffnung besuchten wir 
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dann die Informationsveranstaltung von Herrn 
Henning. 
Da konnten wir dann zunächst mal sehen, wel· 
chen atomfreundlichen Service unser Strom­
preis bietet: zugesandtes Informationsmaterial 
en masse, für jeden Getränke am gedeckten 
Tisch und bereitgelegte Bücher. 
Der Service hinsichtlich der Informationen sah 
dann schon ganz anders aus. Zum Problem der 
Gefährlichkelt von radioaktiven Stoffen z.B. soll· 
te man sich überlegen:. wenn ich einen Löffel 
Plutolum esse und Sie einen Löffel Zyankali, 
dann kann ich noch an Ihrer Beerdigung tellneh· 
men•. So einfach ist das! 
Auch das Problem der Kontamination scheint 
nicht so schlimm zu sein. Auf die Frage:.was ist 

kontaminiert?", kam die lapidare Antwort:.ver· 
seucht, kann ich wiedergutmachen". 
Und überhaupt, was sind 1000 Jahre, die die ra· 
dioaktiven Stoffe noch weiterstrahlen, gegenü­
ber der ganz~n Weltgeschichte? Oie Begeiste· 
rung für die Technik kannte bei Herrn Henning 
keine Grenzen. 
Hinter dem Lächerlichmachen unserer Ängste 
und dem Hervorheben der \lielen Sicherheits· 
vor~ehrungen und ständigen Verbesserungen 
kam aber eines deutlich zum Ausdruck: Die 
AKW·Betreiber und die Bundesregierung ha· 
ben das integrierte Atommüllzentrum immer 
noch im Hinterkopf und ziehen es den im Au· 
genblick geplanten kleinen WAAs an verschie· 
denen Standorten vor. 
Auf der anschließenden Besichtigung des im 
Bau befindlichen AKW Grohnde bekamen wir 
einen Eindruck des momentanen Zustandes 
der Bauarbeiten: Die Verwaltungsgebäude ste· 
hen bereits, die HUfsanlagengebäude sind im 
Rohbau fertig, die Kühlwasserleitungen wurden 
gerade verlegt, das Fundament für die Kühltür· 
me wurde ausgehoben und die Außenhülle des 
Reaktorgebäudes ist bis zum Ansatz der Kuppel 
fertiggestellt Inzwischen ist auch die 3. Teiler· 
richtung genehmigt, sowie das Kompaktlager 
beantragt worden. Nach den Angaben der Be· 
treibersoll das AKW Grohnde Ende 1984/An· 
fang 1985 in Betrieb gehen. Es liegt an uns, das 
zu verhindern! 
Während die Bauarbeiter uns ganz fassungslos 
beobachteten. verstärkte die Baustelle bei uns 
den Eindruck, welche überdimensionale und 
unüberschauba.re Großtechnik hier entsteht. 
Wir schlagen Herrn Henning vor, als Totengrä· 
ber auf dem Emmerthaler Friedhof zu arbeiten, 
damit ihm wieder bewußt werden möge, was 
Leben überhaupt heißt! 
Ulrike und UIII/BI Oststadt·Ust gegen Atomanla· 
gen Hannover. 

Foto: Beaueher vor dem lnformetlona­
zentrum 



"Brokdorf Kantate" 
vertont 
Bekanntgeworden ist P.P.Zahls 
.Brokdorfer Kantate"-sein Im Knast 
geschriebener Gedichtszyklus zu 
den Kämpfen um Brokdorf 197'7 -
durch das in tausendfacl)er Auflage 
erschienene Rotbuch . Alle Türen 
offen•. Fast unbekannt dagegen ist 
die Schallplatte, auf der die Zahlsehe 
Kantate komplett vertont ist Der 
Platte liegt ein Informationsheft bei, 
das alle T.exte, einen Briefwechsel 
mit P.P.Zahl (der die Platte bisher 
Immer noch nicht hören durfte!) so· 
wie die Entstehungsgeschichte der 
Langspielplatte enthält Sie heißt 
•Brokdorfer Kantate• und ist von 
den .Kernbeißern" aus Stuttgart 
(Jazz-Rock). 
BestNr. ES 2005,Eigelstein Musik· 
produktion,Hansaring 80, 5000 Köln 
1, Tel. : 0221-12 10 52. 
P.S. Kontakt für eventuelle Konzerte 
über Pine Lomer, Etzelstr.29, 7000 
Stuttgart 1, Tel.: 0711 ~ 36 94 oder 
beim Verlag nachtragen. 

Mord auf Raten 

MORD AUF RATEN, Arbeitsbedin· 
gungen ln AKWs. 
Aus dem Inhalt: 
Interviews mit AKW·Arbeitem: Was 
kann jemanden dazu bringen, Im 
Ji.KW zu arbeiten? Hast du Unfälle mi· 
terlebtfUnd viele andere. 
Was bewirkt radioaktive Niedrig· 
strahlur;19: Auszug aus einem Bericht 
des TÜV Rhelnland: .menschliche 
Faktoren in Kernkraftwerken"; und 
«ComiCS'", in denen den AKW·Arbei· 
tem Ihre Verhaltensregeln vermittelt 
werden. und vieles anderes lnteres· 
santes mehr ln e iner Din·A-5 Bro· 
schüre erstellt vom Arbeitskreis We· 
ser-Marsch der BBA. Zu besteHen bei 
tler BBA, Ostertorstelnweg 43, 2800 
'Bremen, Tel.: 0241-32 75 30 oder 
beim Göttinger Arbeitskreis. 

DAS EMSLAND: 
Die BI Osnabrück hat ein Buch zur 
Emsland-lndustriatisierung erstellt, 
das jetzt (endlich) am 10.1.80 
erscheint Die Inhaltlichen Schwer· 
punkte sind: · 
• Planungen von Atomanlagen und 
Infrastruktur · 
• Folgeindustrie bringt Umweltzer· 
störung . 
·militärische Übungsplätze und Waf· 
fenlager 
• Rückblick auf über 30 Jahre 
EmslanderschHeßung und die Folge 
derselben 
• Industrialisierung bringt keine Lö· 
sung des Arbeitsplatzproblems 
• Nordhorn·Range, Wlpplngen, Un· 
gen: Entwicklung d,s Widerstands 
Auf 148 Selten, viele Fotos, Karten 
und Dokumente. 
Zu beziehen bei: BI gegen Atomener· 
gle Osnabr.Uck, Meiler Str. 49, 4500 
Osnabrück, für 4.50 DM (für Bis ab 
10 Stück 3.50 DM). 
Bestellungen unter 1 0 Stück gegen 
Vorauskasse ( + 0.50 DM Porto pro 
Expl.) bei der Stadtsparkasse Osna· 
brück Kontonr. 24 22 22. 

Gegen Polizeiwillkür 
ln Krefeld hat sich auf Grund einiger 
• Vorkommnisse" eine •Initiative ge· 
gen Polizei-und Behördenwlllküf'" ge· 
gründet, die ln einer Broschüre ver· 
schiedene Fälle publiziert hat und 
desWegen auch schon weitere Ver· 
fahren am Halse hatln der Broschü· 
re sind ausserdem eine ganze Reihe 
von Rechtshinweisen im Falle von 
Festnahmen, Bußgeldbescheiden, 
Vorladungen, Beschlagnahmungen, 
Hausdurchsuchungen u.a.m. gege· 
ben. Sie Ist zu beziehen bei Hans 
Boeck, Geldernsehe St r.63, 4150 
Krefeld 1, Kostenpunkt 2. -DM + 
1.80 DM Versandkosten. Leider nur 
(da schlechte Erfahrungen) gegen 
Vorauskasse auf das Konto der lnl· 
tiative: Sparkasse Krefeld 137 422. 

'Nen Aufkleber zu der Sache gibts 
auch noch: ein prügelndes •Pöbel· 
zei-Männchen» mit Rundum-Auf-' 

SChrift: •Oie Polizei schlägt zu -
Angeklagt bist du. (Grün/Gelb das 
Ganze) Unter 1 0 Stck. 1.-0M, danach 
wlrds billiger! 

LBU-Stellungnahme 
Der LBU CLandesverband BI Umwelt· 
schutz Niedersachsen e.V.) hat im 
September 80 die nie(lersächsi· 
sehen Bis und andere mit Natur· und 
Umweltschutz befaßte Gruppen 
Uber das Vorhaben, eine Stellun· 
gnahme des LBU zum Landasrau· 
mordnungsprogramm Niedersech· 
sen zu verfassen, informiert und die· 
se Gruppen um Mitarbeit gebeten. 
Hierzu sind zahlreich Informationen 
nebst Anregungen und Bedenken 
eingegangen. Oie LBU·Stellungnah· 
me Uegt Jetzt vor und ist zu beziehen 
beim l.SU,Königstrasse 53, 3000 
Hannover 1, Tel. : 0511·18 02 3. · 

Subjektiv-Alm 
Filmliste '81 
Eine sehr empfehlenswerte Almllste,' 
die sehr hilfreich Ist, weil man nicht 
mehr x-verschiedene Almkataloge 
wälzen muß, um Titel, Bezugsadres· 
sen etc. nachzuschaun, hat die Sub· 
jektiv-filminl, Berlin-l-lamburg he· 
rausgegeben. 
Sie enthält auf 15 Seiten mehr als 70 
ausleihbare Alme (16-mm und ande­
re), die Bezugsadressen und Kata· 
loghinweise. Dazu das Programm ei· 
nes selbstorganisierten Almwoche­
nendes (beispielhaft), wie man so Al· 
me überhaupt . be.kommt•, steht 
auch drin; außerdem eine Selbstdar· 
stellung der Alm-lnl, Kurznachrlch· 
ten uva Unkostenbeitrag 2.-0M in 
bar oder Briefmarken an Rolf Karrer, 
lsestr. 55, 2000 Harnburg 13. 

Gewaltfreier Kampf & 
Selbstverwaltung 
ln Frankreich diskutieren seit länge­
rem etliche Gruppierungen mit z.T. 
unterschiedlichem Hintergrund, wie 
z.B. autonome gewaltfreie Gruppen, 
Gewerkschaftsleute u.a., um zu so 
etwas wie einem politischen Konzept 
zu gelangen, den . Sozialismus der 
Selbstverwaltung". 
Helmut Gollwltzer sagt in seinem Ge­
leitwort etwa folgendes: Es werden 
in der Arbeit zwei Tendenzen zusam· 
mengefügt, die bisher au~einander· 
klafften: Auf der einen S81te stehen 
diejenigen, welche ei~e ~ansehen· 
würdige, d.h. eine soz1allst1sche Ge· 
seilschalt anstreben. Oieses Ziel wi~d 
als realisierbar angesehen, wenn für 
die Entmachtung der herrschenden 
chaotischen Gesellschaftsmächte 
auf eine polit. realistische. Gewalt· 
strategie nicht verzichtet wird. 
Auf der anderen Seite stehen jene, 
die in einem ihnen zuinnerst el~enem 
sittlichen Widerwillen gegen die. Ge­
wa.lt ... keine gesamtgesellschaftliche 
Analyse und Perspektive hervorbrin· 

gen. d h' 
Oie beiden Standpunkte wer en ~er 
zusammengefügt. 

(Preis 8.80 DM) 
Ein Buch für effektivere Öffentlich· 
keitsarbelt: "Biitztheaterbuch"(3.·) 
Seide Bücher zu beziehen über: 
Unke und alternative Buchläden. 
Erschienen im: 
Zündhölzchen.Yerlag, Fr. Schanker, 
Postfach 49 Herford 1 

FORTSCHRITT ODER ZERSTöRUNG? 

Uranabbau im Ausland 
Während der ersten Eurpäischen 
Urankonferenz in Umoges, Juli 1980, 
hat man uns, WISE (World lnforma· 
tion Service on Energie), gefragt, ob 
wir eine Alm· und Diaserienliste über 
Uranabbau zusammenstellen kön· 
nen. Wir haben jetzt eine Uste ange­
fertigt, die allerdings nur Filme und 
Diaserien der Länder Australien, Ka· 
nada und der USA beelnhaltet. 
Bitte schreibt uns. ob Ihr deutsche 
A lme oder Diaserlen zu diesem The· 
ma besitzt, oder welche kennt, und 
gebt uns genaue Angaben. Eine wei· 
tere Bitte an Euch: Schickt uns 
Adressen von anti-uranium Gruppen, 
die wir weitergeben können. Wir wo I· 
len damit der deutschen Bewegung 
die Möglichkeit geben, untereinan· 
der und mit dem Rest der Weit bes· 
sere Kontakte aufzubauen. 
Adresse: WlSE. 2e Weteringplant· 
soen 9, 1017 ZO Amsterdam, Ne· 
therlands. 

versehentlich 

haben wir in Göttingen im neuen 
Anti-Atomkraft Kalender '81 die 
IF-Rimlnltlat/Ve·Hamburg nicht auf· 
geführt. 
Hier Auszüge aus Ihrer Almliste: 

Was lange glirt wird endlich Wut 
Von der Gefährlichkelt der AKWs bis 
zum Widerstand der Bevölkerung 
am Bauzaun; Brokdorf bis Grohnde 
1976·1977, B-mm,Farbe,Ton,35 Min. 

Weil Ich das Leben liebe (Org.Fass.) 
Internationale Demo in Malville/· 
Frankr. 1977. Oie Polizei erschoß el· 
nen Demonstranten. Film von drei 
Teams gedreht. 1978,8-mm,Farbe.· 
Ton,35Min. 

Brokdorl - Wte al/es anfing 
Oie Errichtung des Bauzauns 1976. 
Stoltenbergs Nacht· und Nebelak· 
tion, Berlin 1977,16-mm,slw,Ton,15· 
Min. 

Atomenergie? Ende der Zukunft/ 
Von der Technik des Atoms und der 
Gefährlichkeit der AKWs. Vom akti· 
ven Widerstand der Bevölkerung ge· 
gen Atombewaffnung und Atom· 
krattwerke von 1958·1978. 
1979,16-mm,Farbe,Ton.85Min. 

Und außerdem Filme über Katkar 
(Sept 1977), Gor/eben-Treck, Tech· 
nlk der Wiederaufbereitung (Diaton· 
schau), Ö/Verschmutzung ln der Bre· 
tagne u.v.a. 

Filmfiste anfordern oder anrufen bei: 
lf·Rimlnltlat/Ve·Hamburg, Großhei· 
destr. 27, 2 Harnburg 60, Tei.:040·27 
68 87 (18·20Uhr), 040·48 72 09 
(Notdienst). 
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